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Abstract
The transition from an industrial to a service society implies changes in the way the
labour market functions. Quite a few authors take it for granted that these changes –
along with globalisation, increased competition and shorter innovation cycles – would
drive organisations into higher degrees of external-numerical flexibility. As a conse-
quence, job stability is assumed to decline, mobility on the labour market is believed to
rise, and the risk of unemployment is alleged to proliferate. In this paper, straightfor-
ward descriptive methods will be applied to the IAB Employment Subsample, a scien-
tific use file made up of event-history-data, in order to test these assumptions for the
West German labour market during the years 1976 to 1995.

It turns out that a general acceleration of the labour market is out of the question. Job
mobility, measured as rates of entry into and exit out of employment relations with in-
dividual employers, is found to have been stagnating or even slightly declining since the
seventies of the last century. Rather than deteriorating, job stability has actually been
improving over time. Neither has unemployment increasingly become a “normal” expe-
rience within occupational careers, nor have changes between occupations become more
frequent. Most of these general findings still hold true when the description is broken
down by gender, skills level, and establishment size.

In the end, the paper does not only rebut the idea of a high velocity labour market but it
also calls into question the opposite claim made by some authors that the German la-
bour market has become “sclerotic” because of its regulation. The relatively young and
rapidly developing segments of the service sector as well as small establishments in
general are not only the principal source of employment growth but also display a
growing continuity of employer-employee-relations. This implies the conclusion that
sustainable job growth in an increasingly service-oriented and knowledge-based society
calls for reliable and durable employment relationships.

Zusammenfassung
Beim Übergang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft ist mit Veränderun-
gen auch auf dem Arbeitsmarkt zu rechnen. Eine Reihe von Autoren geht davon aus,
dass diese Veränderungen zusammen mit Globalisierung, verschärfter Konkurrenz und
kürzeren Innovationszyklen die Betriebe zu einer größeren extern-numerischen Flexibi-
lisierung veranlassen würden. In Folge dessen müsse die Stabilität der Beschäftigung
sinken, die Mobilität der Beschäftigten auf dem Arbeitsmarkt müsse zunehmen („Tur-
bo-Arbeitsmarkt“), und das Risiko der Arbeitslosigkeit werde verallgemeinert. Der
Beitrag überprüft diese Annahme mit Hilfe einfacher deskriptiver Verfahren auf Basis
der Verlaufsdaten der IAB-Beschäftigtenstichprobe für den westdeutschen Arbeitsmarkt
der Jahre 1976 bis 1995.

Es zeigt sich, dass von einer allgemeinen Zunahme der Arbeitsmarktdynamik keine Re-
de sein kann. Die Arbeitsmarktmobilität, gemessen an den Ein- und Austrittsraten in
und aus Beschäftigung, stagniert seit den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts bzw.
zeigt sogar eine leicht abnehmende Tendenz. Die Stabilität von Beschäftigungsverhält-
nissen nimmt im Zeitverlauf nicht ab, sondern zu; darüber hinaus wird weder Arbeitslo-
sigkeit mehr und mehr zum „Normalfall“ in Erwerbsverläufen von Arbeitnehmern, noch
werden Wechsel der beruflichen Tätigkeit häufiger. Diese generellen Befunde gelten im
wesentlich auch bei einer Disaggregation nach Geschlecht, Qualifikationsniveau und
Betriebsgröße.



Letztendlich widerlegt der Beitrag nicht nur die These vom „Turbo-Arbeitsmarkt“; auch
ist Skepsis gegenüber der gegensätzlichen These eines zunehmend sklerotischen Ar-
beitsmarktes angebracht. Gerade die relativ neuen und dynamischen Zweige des
Dienstleistungssektors sowie generell die kleineren Betriebe, die im wesentlichen das
Beschäftigungswachstum tragen, weisen die Tendenz zur Verstetigung der Arbeitgeber-
/Arbeitnehmer-Beziehung auf. Dieses legt die Schlussfolgerung nahe, dass nachhaltiges
Beschäftigungswachstum in einer mehr und mehr dienstleistungsorientierten und auf
Wissen basierenden Gesellschaft verlässliche und dauerhafte Beschäftigungsbeziehun-
gen voraussetzt.
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Folgt man einem einflussreichen Strang der wissenschaftlichen und politischen Debat-
ten der letzten fünfzehn Jahre, so wird angeblich die Erwerbsarbeit immer weniger. Wer
dennoch einen Arbeitsplatz findet, müsse sich – so wird argumentiert – im Vergleich zu
den „goldenen Zeiten“ der Industriegesellschaft auf viel häufigere Wechsel des Arbeit-
gebers oder gar des Berufes und auf wiederkehrende Phasen der Arbeitslosigkeit ein-
stellen. Statt auf eine „Lebensstellung“ zu hoffen, müssten sich die Erwerbstätigen
heute als „Unternehmer der eigenen Arbeitskraft“ betätigen. In der schönen neuen
Dienstleistungswelt habe die auf Dauer angelegte, sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung keine Zukunft und werde von anderen Beschäftigungsformen verdrängt.
Dabei sehen viele der Autoren in dieser Entwicklung hin zum „Hochgeschwindigkeits-
arbeitsmarkt“ einen bereits vor längerer Zeit begonnenen, sich aber weiter verstärken-
den Trend, der die „Zukunft der Arbeit“ mehr und mehr bestimme.

Der vorliegende Zwischenbericht fasst die bislang vorliegenden Ergebnisse des durch
die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen des Schwerpunktprogramms
197 „Regulierung und Restrukturierung der Arbeit in den Spannungsfeldern von Glo-
balisierung und Dezentralisierung“ geförderten Projektes „Restrukturierung des Ar-
beitsmarktes. Disaggregierte Längsschnittanalysen mit der IAB-
Beschäftigtenstichprobe“ zusammen, das 1999 von Gerhard Bosch und Matthias Knuth
beantragt worden war.
In der ersten Hälfte der Projektlaufzeit von Herbst 1999 bis Herbst 2001 konzentrierte
sich die Arbeit auf die Überprüfung der Thesen bezüglich einer angeblich gestiegenen
Arbeitsmarktmobilität bzw. gesunkenen Beschäftigungsstabilität mit Hilfe deskriptiver
statistischer Verfahren. Der statistischen Analyse ging jedoch zunächst eine Rekon-
struktion voraus, wie sich in der deutschen Arbeitsmarktdebatte der 80er und 90er Jahre
die Vorstellungen einer zunehmenden Turbulenz und Dynamik haben durchsetzen kön-
nen. Folglich wird zunächst dieser Kontext in Abschnitt 1 näher darzustellen sein; an-
schließend wird in Abschnitt 2 die IAB-Beschäftigtenstichprobe als Datenbasis der
Untersuchung vorgestellt. Daran schließt sich die Formulierung und empirische Über-
prüfung von vier Hypothesen in Abschnitt 3 an, wobei sich zeigen wird, dass die An-
nahme einer zunehmenden generellen Beschleunigung des Arbeitsmarktgeschehens
nicht bestätigt werden kann. Dies macht eine differenziertere Analyse einzelner Teilar-
beitsmärkte notwendig, die dann in Abschnitt 4 folgt. Schließlich werden in Abschnitt 5
Schlussfolgerungen aus den bislang vorliegenden deskriptiven Ergebnissen gezogen.

                                                          
1  Für ihre wertvollen Anregungen und konstruktive Kritik danken wir Thorsten Kalina, Brigitte Micheel,
Gernot Mühge sowie Jürgen Nordhause-Janz.
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Unter dem frischen Eindruck des „Beschäftigungsförderungsgesetzes“ von 1985, das
den Abschluss befristeter Arbeitsverträge erleichterte und einen arbeitsrechtlichen
Rahmen für die Teilzeitarbeit schuf, entwickelte Beck (1986: 227) die Vision, „daß der
Übergang von einem einheitlichen industriegesellschaftlichen System der betrieblich
organisierten lebenslangen Ganztagsarbeit mit der radikalen Gegenalternative der Be-
schäftigungslosigkeit zu einen risikoreichen System flexibler, pluraler, dezentraler Un-
terbeschäftigung vollzogen wird [...]. In diesem System ist die Arbeitslosigkeit sozusa-
gen in Gestalt von Unterbeschäftigungsformen ins Beschäftigungssystem 'integriert',
damit aber auch eingetauscht worden gegen eine Generalisierung von Beschäftigungs-
unsicherheit, die das 'alte', industriegesellschaftliche Einheitsvollbeschäftigungssystem
in diesem Sinne nicht kannte“. Erste empirische Anhaltspunkte für die angeblich zu-
nehmende „Generalisierung von Beschäftigungsunsicherheit“ scheinen sich in einer
Befragung von knapp 2000 Arbeitslosen zu finden, die von November 1985 bis Oktober
1986 in einem süddeutschen Arbeitsamtsbezirk in Arbeitslosigkeit zugingen. Diese von
Mutz et al. (1995) publizierten Ergebnisse haben in der soziologischen Arbeitsmarktfor-
schung bis in die jüngste Zeit starke Beachtung gefunden. Bspw. stellt Gorz (1998: 350)
unter Bezug auf diese Ergebnisse fest, „daß stabile, vollzeitige Arbeitsplätze immer
seltener, häufig unterbrochene, diskontinuierliche Erwerbsverläufe zur Normalität wer-
den.“ (vgl. bspw. auch Scharpf 1998). Dabei ist weniger die zu ihrer Zeit pionierhafte
Arbeit von Mutz et al. zu kritisieren als vielmehr jene Autoren, die dieses doch eher
schmale Stück Empirie unkritisch als angeblichen Beleg für ihre weitreichenden Szena-
rien benutzen.
Manche bezeichnen als bereits eingetretene Tatsache, was andere als einen sich erst
ankündigenden Wandel oder gar als Prognose formulieren. Typisch für diesen Diskurs
ist, dass die in Deutschland vergleichsweise moderate Deregulierung von Beschäfti-
gungsverhältnissen vermischt wird mit der Pluralisierung von Erwerbsformen und -zei-
ten. Dabei erscheint dann das gesamte Ensemble von sogenannten „Nicht-
Normalarbeitsverhältnissen“, deren Zunahme vor allem auf die Teilzeitarbeit zurück-
geht, als rechtlich unsicher sowie aus betrieblicher Sicht flexibel und disponibel. Aus
der angenommenen Unsicherheit aller dieser Beschäftigungsverhältnisse ex ante (ver-
minderter Bestandsschutz – was für Teilzeitarbeit gar nicht zutrifft) wird dann auf ihre
tatsächliche Unbeständigkeit ex post (kürzere Dauer) geschlossen, und diese wird wie-
derum mit der Dynamik des Arbeitsmarktes gleichgesetzt, obwohl diese Zusammen-
hänge keineswegs zwingend sind. Schließlich wird davon ausgegangen, dass sich die
angenommene säkulare Veränderung der Beschäftigungsmuster und des Arbeitsmarkt-
geschehens unmittelbar in den individuellen Erwerbsbiographien spiegeln müsse: „[I]n
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der globalisierten Erwerbsgesellschaft der Zukunft wird es kaum noch ’Normalarbeits-
verhältnisse' im Sinne unbefristeter Vollzeitstellen geben. Statt dessen ist von unsiche-
ren Beschäftigungsverhältnissen und einer erheblich größeren Dynamik des Arbeits-
marktgeschehens auszugehen, in deren Folge nach allen vorliegenden Befunden mit
einer allgemein sinkenden Arbeitsplatzsicherheit und einer allgemein steigenden Status-
unsicherheit zu rechnen ist.“ (Bonß 1999: 169). Nur wenige würden in Zukunft eine
stetige Erwerbsbiographie realisieren können; „der überwiegende Rest muß mit einer
mehr oder weniger instabilen Erwerbskarriere rechnen, bei der Arbeitslosigkeit zur
Normalerfahrung gehört.“ (Bonß 1999: 170).
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Soweit die westdeutsche Industriesoziologie der siebziger und achtziger Jahre Aussagen
zur Funktion des Arbeitsmarktes gemacht hat, beziehen sich diese vorrangig auf die
„betriebszentrierte Segmentation des Arbeitsmarktes“ (Lutz 1987). Charakteristika die-
ses Arbeitsmarktsegmentes sind das auf Dauer angelegte und faktisch auch meistens
langdauernde Beschäftigungsverhältnis des männlichen Industriearbeiters, die Organi-
sierung von Erwerbskarrieren innerhalb von Unternehmen und damit innerhalb eines
ununterbrochenen Beschäftigungsverhältnisses, sowie die Umstrukturierung und Mo-
dernisierung von Betrieben mit geringem externen Austausch von Arbeitskräften. Als
dieses Beschäftigungsmuster Mitte der achtziger Jahre vom strukturellen Wandel und
von gesetzgeberischen Eingriffen (Beschäftigungsförderungsgesetz 1985) bedroht zu
sein schien, entwickelte sich – mit stärker normativer Akzentuierung, aber anknüpfend
an den Charakteristika des betriebszentrierten Arbeitsmarkttypus – der Diskurs von der
„Krise“ oder „Erosion des Normalarbeitsverhältnisses“ (Mückenberger 1985; Hinrichs
1989). Die gleichen Themen beherrschten auch die internationale Debatte als „prekäre“
(Rodgers/Rodgers 1989) oder „atypische“ Beschäftigungsverhältnisse (Delsen 1991).

Das betriebszentrierte Beschäftigungsmuster wurde vor allem für industrielle Großorga-
nisationen beschrieben und scheint daher bedroht, wenn die Bedeutung von Industrie
und Großbetrieb abnimmt. Es wird weithin angenommen, dass die Tertiarisierung der
Beschäftigungsstruktur und die Zunahme der Beschäftigung in kleineren Betrieben zu
einer Destabilisierung des Beschäftigungssystems führen müsse. Das ergibt sich zu-
nächst schon aus rein numerischen Überlegungen: Je weniger Arbeitsplätze in einer
Organisation vorhanden sind, desto geringer die Anzahl der Optionen für interne Karrie-
ren oder beschäftigungssichernde Nischen. Empirisch wird diese Plausibilitätsüberle-
gung dadurch gestützt, dass sowohl der Job Turnover (die Schaffung und Zerstörung
von Arbeitsplätzen) als auch die Fluktuation der Arbeitskräfte in kleineren Betrieben
stärker als in größeren Betrieben ist (Knuth 1998 und 1999a).
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Der Trend zur Beschäftigung in kleineren Betrieben  (nicht notwendiger Weise kleine-
ren Unternehmen) hat u.a. zu tun mit Tertiarisierung (Schmidt 1995) und Kundenorien-
tierung: Zumindest alle diejenigen Dienstleistungen, die nur im persönlichen und di-
rekten Kontakt mit Kunden (Individuen, Haushalten, Unternehmen) erbracht werden
können, verlangen eine geographisch verteilte Präsenz der Arbeitskräfte und können
daher nicht in Großbetrieben zentralisiert werden. Da solche Dienstleistungen nicht „auf
Vorrat“ produziert werden können, sind die einzusetzenden Arbeitsvolumina eng an die
jeweils aktuelle Nachfrage und ihre Schwankungen im konjunkturellen, saisonalen, wö-
chentlichen und täglichen Rhythmus gebunden (Lehndorff 2000). Die „tertiäre“ Logik
der Leistungserstellung wird zunehmend paradigmatisch auch für die materielle Pro-
duktion (Brödner/Pekruhl 1991; Kalkowski et al. 1995). Verstanden als kundenspezifi-
sche Problemlösung wird die Produktion von Gütern eingebettet in eine komplexere
Dienstleistung, die den Einsatz eines vom Anbieter vertriebenen Produktes erfordert
und dessen Absatz sichert (vgl. Schneider/Lay 1999). Durch die „Tertiarisierung“ der
Produktion (Bosch 2001a) wirken sich die Flexibilitätsanforderungen, die für Dienst-
leistungen charakteristisch sind, auch auf den Produktionssektor aus. Das führt zwar
nicht unbedingt dazu, dass auch die eigentliche Produktion räumlich dezentralisiert
wird; aber der Rhythmus der Produktion wird in viel kürzeren Fristen als früher von den
wechselnden Anforderungen des Marktes bestimmt, denen sich die produktionstechni-
sche und ablauforganisatorische Rationalität immer mehr unterordnen muss. Auch so-
weit der industrielle Großbetrieb weiterhin existiert, funktioniert er in der „Dienstleis-
tungsgesellschaft“ anders, d.h. die Flexibilisierung seiner Funktionen ist Bedingung
seines wirtschaftlichen Überlebens.

Der Globalisierungsdiskurs (Reich 1993; Beck 1997; kritisch Zinn 1997; Cohen 1998)
verstärkt diesen Argumentationsstrang. Zwar können personen-, haushalts- und unter-
nehmensbezogene Dienste nicht unmittelbar exportiert werden, aber die Schwellen der
geographischen Mobilität der Arbeitskräfte wie der Kunden werden abgebaut. Entschei-
dender als der Export von Leistungen, die es immer gab, sind die Globalisierung der
Märkte für Finanzen und daran gebundene Unternehmenskontrollrechte sowie der glo-
bale Wettbewerb der Konzepte, die u.a. über die corporate governance durchgesetzt
werden. Auch unter diesem Aspekt verwischt sich der Unterschied von „Produktion“
und „Dienst“: Hier wie dort kommt es zum globalen Wettbewerb von Konzepten für
Leistungen (Produkte und Dienste) und Verfahren sowie in der Folge dieser verschärf-
ten Konkurrenz zur Verkürzung der Innovationszyklen. Die „Politisierung“ von Unter-
nehmensstrategien unter dem Druck der Forderung nach „shareholder value“ (Hirsch-
Kreinsen 1999) macht zusätzlich die öffentliche Ankündigung von Restrukturierung
und Personalabbau zu einem eigenständigen Handlungsparameter der Aktienkurspflege.
Steigende Flexibilitätsanforderungen an die Betriebe bei – infolge organisatorischer
„Verschlankung“ – abnehmenden Freiheitsgraden interner Reallokation von Arbeits-
kräften müssten, so wird angenommen, zu zunehmender extern-numerischer Flexibilität
führen, d.h. zu vermehrten Ein- und Austritten von Arbeitskräften.
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Um die steigenden Flexibilitätsanforderungen bewältigen zu können, wird das ehemals
vertikal integrierte Großunternehmen zerlegt. Durch Outsourcing und Ausgründung
entstehen Netzwerke von rechtlich selbständigen Unternehmen (Sydow 1991), die im
Zusammenwirken Leistungen erbringen, die früher – so jedenfalls die idealtypische
Vorstellung – von einem einzigen Unternehmen erbracht wurden. An die Stelle des ver-
tikal integrierten Großunternehmens tritt das „virtuelle“ (Davidow/Malone 1992) oder
„grenzenlose“ Unternehmen (Picot et al. 1998). Was im betriebszentrierten Arbeits-
marktmodell eine Umsetzung auf einen anderen Arbeitsplatz war, wird nun zum Wech-
sel des Arbeitgebers, möglicherweise innerhalb des Netzwerkes. Auch das müsste sich
statistisch in vermehrter Bewegung der Arbeitskräfte und verkürzten Betriebszugehö-
rigkeiten niederschlagen – selbst wenn Arbeitskräfte sich gar nicht wirklich fortbewe-
gen, sondern lediglich ihr Arbeitsplatz umfirmiert wird. Da ein Wechsel zwischen selb-
ständigen Arbeitgebern rechtlich weniger geschützt ist als eine Bewegung auf dem „in-
ternen Arbeitsmarkt“ desselben Arbeitgebers, könnten auch die Risiken zunehmen, dass
diese Bewegungen über Phasen der Arbeitslosigkeit führen oder dass die Betroffenen in
Arbeitslosigkeit „hängen bleiben“.

Einhergehend mit den wachsenden Flexibilitätsanforderungen an die Betriebe reduziert
sich möglicherweise auch der traditionell hohe Stellenwert einer normierten Ausbildung
in Form des Berufes. In der Industriegesellschaft kam in Deutschland dem Beruf als
Dimension bei der Arbeitskräfteallokation ein besondere Bedeutung zu (Sengenberger
1987: 147ff). Im Zuge des Übergangs von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft
ist u.U. damit zu rechnen, dass multifunktional einsetzbare „symbolanalytische“ Fähig-
keiten zunehmend spezialisierte Fachkenntnisse ersetzen (Baethge 1996: 112f). Da das
Berufsprinzip jedoch ursprünglich genau darauf abzielte, spezifische Fachkenntnisse in
standardisierter Form zu vermitteln und zu zertifizieren, verliere der Beruf – so die An-
nahme – bei der Arbeitskräfteallokation nach und nach an Bedeutung. Dieser Bedeu-
tungsverlust spiele sich dabei sowohl auf der inhaltlichen als auch auf der formalen E-
bene ab: Zum einen sei Funktionalität innerhalb des modernen Betriebes gefährdet, da
das Berufsprinzip „Abgrenzungen von Kompetenz-Claims [konstituiert], [und] dadurch
die Effektivität der neuen Qualifikationspotentiale im Sinne der Reichweite von Integ-
rationskonzepten und schneller Querfunktionalität, d.h. abteilungs- und fächerübergrei-
fender Kooperation auf kurzem Weg (ohne Einschaltung der Hierarchie) [verhindert]“
(Baethge 1996: 113; vgl. auch Kern/Sabel 1994). Neben diesem inhaltlichen Bedeu-
tungsverlust für die tatsächliche Aufgabenbewältigung nehme – so wird prognostiziert –
zum zweiten auch die Signalfunktion beruflicher Ausbildungszertifikate ab. Als Gründe
für diesen formalen Bedeutungsverlustes des Berufes werden sowohl eine „Verringe-
rung der Halbwertzeit von erworbenen Berufsqualifikationen“ als auch die Ausrichtung
beruflicher Ausbildung auf einen mehr oder weniger regional bzw. national begrenzten
Arbeitsmarkt ausgemacht (Baethge 1996: 114).

Das Hauptinteresse der Literatur, die die Erosion des Berufsprinzips meint feststellen zu
können, gilt eindeutig der industriellen Produktion (vgl. bspw. Kern/Sabel 1994; Geiß-
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ler 1991). Diese eingeengte Sichtweise überrascht gerade deshalb, weil die absolute und
relative Bedeutung von Dienstleistungstätigkeiten kontinuierlich wächst und mittler-
weile rund drei Viertel aller Beschäftigten in diesem Segment tätig sind (vgl. Bosch
2001a). Trotz dieser schrumpfenden Bedeutung industrieller Produktionstätigkeiten
wird der Befund der „Entberuflichung“ dennoch als allumfassend für das gesamte Be-
schäftigungssystem verstanden und nach dem Motto verfahren: Was für die industrielle
Produktion gilt, trifft auch auf die wachsenden Bereiche der Dienstleistungstätigkeiten
zu (Baethge/Baethge-Kinsky 1998: 469). Somit wird angenommen, dass die „Beruflich-
keit“ in Form langfristig festgeschriebener Tätigkeitsbereiche einzelner Arbeitnehmer in
weiten Teilen des Arbeitsmarktes zunehmend in Bewegung gerate. Zusätzlich erodiere
die Bedeutung von Beruflichkeit aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen. Solche
gesellschaftlichen Veränderungen sorgten im Zuge einer „Pluralisierung von Lebens-
formen“ für eine Ablösung des klassen- oder auch berufsdominierten durch ein indivi-
dualisiertes Selbstverständnis der Individuen: Die „spezifische Verbindung von (Berufs-
)Fachlichkeit, sozialer Integration im Betrieb und gesellschaftlichem Status, [...] löst
sich immer mehr auf und unterminiert damit das Berufskonzept in seiner Gültigkeit.“
(Baethge/Baethge-Kinsky 1998: 469). Insofern ist durch die abnehmende Bedeutung
des Berufes insgesamt mit vermehrten Tätigkeitswechseln zu rechnen.
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Der eher normativ orientierte „Prekarisierungsdiskurs“ konvergiert mit den Schlussfol-
gerungen, die aus dem Globalisierungsdiskurs, der Flexibilitätsdebatte und dem Netz-
werkparadigma2 zu ziehen sind: Es erscheint nicht länger vorstellbar, dass die Unter-
nehmen in der Lage oder auch nur bereit sein könnten, die – nach allgemeinem Ein-
druck – dramatisch wachsenden Anpassungsleistungen noch nach dem alten Muster im
Rahmen betriebsinterner Arbeitsmärkte zu erbringen. Folglich müssten die Anpassun-
gen über den externen Arbeitsmarkt zunehmen, und die regelmäßigen Ankündigungen
von Personalanpassungsaktionen namhafter Unternehmen verstärken diesen Eindruck.
Im Ergebnis stimmen heute sozialwissenschaftliche Meinung, die von Medien, Kirchen
und Politikern veröffentlichte Meinung und die demoskopisch erfragte Volksmeinung
(vgl. die Übersicht in OECD 1997, 5. Kapitel) überein, wobei bezeichnend für diese
Sichtweise ist, dass Dynamik gleichgesetzt wird mit Unsicherheit und Instabilität.
Kennzeichnend für diesen Diskurs ist weiterhin, dass seinen grundlegenden Auffassun-
gen entgegenstehende empirische Erkenntnisse sowie überhaupt die gesamte Arbeits-
ökonomik nicht zur Kenntnis genommen werden.

                                                          
2 Die Liste ließe sich verlängern um den „Entgrenzungs“-Diskurs, der allerdings zusätzlich die Katego-
rien in Zweifel zieht, die uns eine empirische Überprüfung der behaupteten Veränderungen ermöglichen:
Erwerbsarbeit, abhängige Beschäftigung und Betrieb.
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Um Aussagen über die betriebsexterne Arbeitsmarktdynamik und die Beständigkeit von
Beschäftigungsverhältnissen machen zu können, benötigt man Datenmaterial, mit dem
die Abbildung dynamischer Prozesse möglich ist. Hierzu sind sogenannte „Verlaufsda-
ten“ am besten geeignet (Mayer 1990).3 Verlaufsdaten erfassen die Veränderungen der
zu untersuchenden Merkmale kontinuierlich. „Kontinuierlich“ bedeutet in diesem Fall,
dass Zustandswechsel und somit Verweildauern in Bezug auf die zu untersuchende Fra-
gestellung und den dadurch definierten Zustandsraum hinreichend genau erfasst wer-
den. Die Erhebung von Verlaufsdaten für eine Analyse der extern-numerischen Ar-
beitsmarktflexibilität – wie sie im Zentrum der vorliegenden Arbeit steht – müsste im
günstigsten Fall den Erwerbsstatus einer Person tagesgenau erfassen können, da ein
Zustandswechsel täglich eintreten kann. Verlaufsdaten auf monatlicher Basis wären
verständlicherweise weniger genau, während die Erfassung bspw. auf Stundenniveau
kaum eine Informationsverbesserung bezüglich der Fragestellung liefern könnte. Letzt-
endlich bestimmt die Fragestellung einer Untersuchung, was unter einer „hinreichend
kontinuierlichen Datenerfassung“ zu verstehen ist.
Eine hinreichend genaue Erfassung des Erwerbsverlaufs ist mit Befragungsdaten, selbst
in Panelform, nur bedingt möglich: Ebenso wie Betriebe bei retrospektiver Befragung
nach Personalbewegungen dazu tendieren, Randbeschäftigte oder nach wenigen Tagen
wieder beendete Beschäftigungsverhältnisse auszublenden4, so sind auch Erwerbstätige
mit turbulenten Erwerbsverläufen oft nicht in der Lage, ihren Erwerbsverlauf über ein
Jahr retrospektiv exakt zu rekonstruieren. Hier weisen sogenannte „prozessproduzierte
Daten“ Vorteile auf. „Prozessproduzierte Daten“ sind „Daten, die für Verwaltungszwe-
cke oder die Aufgabenerfüllung öffentlicher Institutionen (insbesondere der Sozialver-
waltung) benötigt und gesammelt werden“ (Schmähl 1985: 277). Prozessproduzierte
Daten haben gegenüber Befragungsdaten insbesondere den Vorteil, dass über einen län-
geren Zeitraum exakte Informationen für eine große Anzahl von Individuen zur Verfü-
gung stehen (Schmähl/Fachinger 1994). Der Nachteil prozessproduzierter Daten liegt
darin, dass ihr Erhebungszweck die Bereitstellung adäquater Informationen für den
Verwaltungsgebrauch nicht jedoch die wissenschaftliche Nutzung ist.
In Deutschland stehen der Wissenschaft als Datenbasis für die Analyse von Erwerbs-
verläufen die prozessproduzierten Verlaufsdaten der sogenannten IAB-
Beschäftigtenstichprobe (IABS) zur Verfügung. Die IABS enthält tagesgenaue Infor-
mationen über die Erwerbsverläufe von rund 550.000 Personen im Zeitraum von 1975
bis 1995. Der Datensatz beruht auf einer einprozentigen Stichprobe aus den Versicher-
tenkonten, die bei der Bundesanstalt für Arbeit (BA) für sozialversicherungspflichtig
                                                          
3 Zur Unterscheidung von Querschnitts-, Panel- und Verlaufsdaten vgl. Blossfeld/Rohwer (1995); Andreß
(1992).
4 Deshalb liegen z. B. die mit dem IAB-Betriebspanel ermittelten Fluktuationsraten erheblich unter denen,
die die amtliche Beschäftigungsstatistik liefert (vgl. Bellmann et al. 1996).
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Beschäftigte zwischen 1975 und 1995 geführt worden sind. Diesen „prozessproduzier-
ten Daten“ werden Informationen über Arbeitslosigkeitsphasen5 der Stichprobenmit-
glieder sowie über die Betriebe, die Stichprobenmitglieder im Ziehungszeitraum be-
schäftigt haben, zugespielt (vgl. Bender et al. 1996; Bender/Haas/Klose 2000).
Die IABS umfasst in den Jahresquerschnitten bis 1990 jeweils rund 200.000 und ab
1991 jeweils rund 250.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte; im Längsschnitt
sind knapp 560.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte erfasst (Westdeutschland
ca. 485.000, Ostdeutschland ca. 75.000). Insgesamt dokumentiert die IABS für diese
Personen etwa 7,8 Millionen Beschäftigungs- und Leistungsbezugsmeldungen; jede
einzelne Meldung enthält 35 Analysevariablen.

Im weiteren Verlauf werden für die Analyse nur Personen betrachtet, die während ihres
Erwerbslebens ausschließlich in westdeutschen Betrieben sozialversicherungspflichtig
beschäftigt waren; durch die Beschränkung auf Westdeutschland kann ein ausreichend
langer Analysezeitraum gewährleistet werden. Darüber hinaus wurden Nebentätigkeiten
(Mehrfachbeschäftigungsverhältnisse) nicht berücksichtigt und als Auszubildende Be-
schäftigte aus der Untersuchung ausgeschlossen. Solange nicht explizit darauf hinge-
wiesen wird, unterscheidet die Analyse nicht zwischen Teilzeit- und Vollzeitbeschäfti-
gung.
Zu beachten ist des weiteren, dass mit der IABS nur ein begrenzter Zeithorizont be-
trachtet werden kann. So gibt es Episoden, die zum Erfassungsbeginn am 1. Januar
1975 bereits begonnen haben, und es gibt Episoden, die zum Erfassungsende am
31.12.1995 noch nicht beendet worden sind. Im ersten Fall spricht man von links- im
zweiten Fall von rechtszensierten Informationen (Meinken 1992: 69f; Kleinbaum 1995:
5ff; Blossfeld/Rohwer 1995: 34ff). In der im vorliegenden Beitrag vorgenommenen
deskriptiven Analyse wurden aufgrund dieser Zensierungsproblematik Beschäftigungs-
informationen des Jahres 1975 gar nicht und Informationen aus dem Jahr 1995 nur z.T.
berücksichtigt.

                                                          
5 Es werden nur solche Arbeitslosigkeitsphasen in der IABS dokumentiert, bei denen die Stichprobenmit-
glieder Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit erhalten; nicht erfasst ist die registrierte Arbeitslosigkeit
ohne Leistungsanspruch. Die „Leistungsempfängerquote“, d.h. der Anteil der in Arbeitslosigkeit Zuge-
henden, die Leistungen erhielten, ist von 76,8 Prozent im Durchschnitt der 80er Jahre auf 69,4 Prozent im
Durchschnitt der neunziger Jahre zurückgegangen (vgl. IAB 2000: 62f.). – In der IABS werden auch
nicht alle Leistungsbezugsformen erfasst. Die entsprechende IABS-Variable unterscheidet die drei Kate-
gorien „Arbeitslosengeld“, „Arbeitslosenhilfe“ sowie „Unterhaltsgeld“ (vgl. Bender/Haas/Klose 2000: 5).
Die Zahlung von Schlechtwettergeld an Bauarbeiter wird nicht als Leistungsbezug, sondern als fortbeste-
hendes Arbeitsverhältnis erfasst.
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Die Daten der IABS bieten für den hier verfolgten Untersuchungszweck eine Reihe von
Vorteilen, wie etwa die extrem hohe Fallzahl, die tagesgenauen Erwerbsverlaufsinfor-
mationen sowie der relativ lange Zeitraum, für den Informationen vorliegen. Jedoch
muss insbesondere auf zwei Einschränkungen hingewiesen werden, die bei der Analyse
der IABS hingenommen werden müssen.
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Die augenfälligste Beschränkung der IABS ist, dass in ihr Informationen allein über
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse enthalten sind. Die folgende
Analyse muss sich deshalb auf sozialversicherungspflichtige Beschäftigung beschrän-
ken und ermöglicht keine Aussagen über geringfügig Beschäftigte, Selbständige oder
etwa Beamte. Da jedoch sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung nach wie vor die
herausragende Rolle auf dem deutschen Arbeitsmarkt zukommt (Kohli 1994: 227;
Hoffmann/Walwei 1998), bildet die vorliegende Analyse mit Sicherheit den wesentli-
chen Kern des deutschen Arbeitsmarktes ab.
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Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich für Deutschland – entgegen herrschender Dis-
kurse (vgl. bspw. Zukunftskommission 1996: 42ff) – kein dramatischer Bedeutungs-
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verlust von sogenannten „Normalarbeitsverhältnissen“ zu Gunsten vermehrter „prekä-
rer“ Beschäftigungsformen empirisch nachweisen lässt, zumindest solange sozialversi-
cherungspflichtige Teilzeitbeschäftigung als „normale“ und nicht-prekäre Arbeitsform
verstanden wird (Abbildung 2). Zwar können „prekäre“ Arbeitsformen ihren Anteil an
den Gesamtbeschäftigten im Zeitverlauf von rund 20 auf 30 Prozent ausweiten; jedoch
sind absolut betrachtet 1998 nicht weniger Arbeitnehmer „normalbeschäftigt“ als 1985.
Es ist weitgehend unverständlich, warum sozialversicherungspflichtige Teilzeitbeschäf-
tigung mit anderen Formen prekärer Beschäftigung wie befristeter Beschäftigung oder
aber Scheinselbständigkeit oder Leiharbeit zusammengefasst werden soll. Der Begriff
der „Prekarität“ ist u. E. vielmehr dann angebracht, wenn eins der folgenden drei Krite-
rien durch das Beschäftigungsverhältnis nicht erfüllt wird: (1) gesetzlicher Kündigungs-
schutz, (2) Einbindung in die betriebliche Interessenvertretung und Tarifbestimmungen
und (3) Sozialversicherungspflicht. Tabelle 1 macht deutlich, in welcher Weise unter-
schiedliche Arbeitsformen als „prekär“ zu verstehen sind und zeigt gleichzeitig, dass
sozialversicherungspflichtige Teilzeitarbeit nicht zu dieser Gruppe gehört: Da für sozi-
alversicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse sowohl der gesetzliche
Kündigungsschutz gilt als auch eine Einbeziehung in die betriebliche Interessenvertre-
tung bzw. in den Tarifvertrag vorliegt und darüber hinaus Sozialversicherungspflicht
besteht, ist diese Beschäftigungsform als „normal“ zu verstehen und in dieser Hinsicht
kein Unterschied zu sozialversicherungspflichtiger Vollzeitbeschäftigung auszuma-
chen.6

gesetzlicher
Kündigungs-
schutz besteht

in die betriebliche
Interessenvertre-
tung bzw. den im

Einsatzbetrieb
geltenden Tarif-

vertrag einbezogen

Sozialversiche-
rungspflicht be-

steht bzw. Beiträge
werden tatsächlich

gezahlt

in der
IABS
erfasst

befristete Beschäftigung* nein ja ja ja
Leiharbeit* ja nein ja ja
geringfüg. Beschäftigung ja ja nein** nein
(Schein)selbständigkeit nein nein nein nein
soz.vers.pflichtige Teilzeit*** ja ja ja ja
soz.vers.pflichtige Vollzeit*** ja ja ja ja
* Voll- und Teilzeit
** bis 1999
*** unbefristet
Quelle: eigene Darstellung
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Unabhängig davon, ob Teilzeitbeschäftigung nun eine prekäre Beschäftigungsform ist
oder nicht, ist sie jedenfalls ebenso im Datensatz erfasst wie Leiharbeitsverhältnisse und
befristete sozialversicherungspflichtige Beschäftigung (Tabelle 1), wenngleich leider

                                                          
6 Zur Diskussion um die angeblich mangelnde Dauerhaftigkeit von Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen
vgl. Abschnitt 4.1.
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keine eindeutige Identifizierung von einzelnen Leiharbeitsverhältnissen bzw. befristeten
Jobs mit den Daten der IAB-Beschäftigtenstichprobe möglich ist. Gleichwohl fließt die
durch solche prekären Arbeitsformen verursachte Fluktuation in die gesamte mit dem
Datensatz zu beobachtende Arbeitsmarktdynamik mit ein.
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Mit den Daten der IABS kann „lediglich“ beobachtet werden, dass ein neues Beschäfti-
gungsverhältnis begonnen wurde bzw. dass ein bestehender Job beendet worden ist; aus
Anfangs- und Enddatum kann dann auch die tatsächliche Dauer der Arbeitge-
ber/Arbeitnehmer-Bindung ermittelt werden. Keine Informationen liegen jedoch dar-
über vor, ob ein Beschäftigungsverhältnis etwa durch arbeitgeberseitige Entlassung oder
aber arbeitnehmerseitige Kündigung beendet worden ist. Auch über das subjektive
Empfinden der Beschäftigungssituation durch den Arbeitnehmer können keine Aussa-
gen gemacht werden. Beispielsweise kann eine Aneinanderreihung von befristeten fak-
tisch jedoch ununterbrochenen Verträgen von dem Arbeitnehmer als äußerst unsichere
Beschäftigungssituation empfunden werden, während die Daten der IAB-
Beschäftigtenstichprobe allein die faktische Dauer der Betriebsbindung des Arbeitneh-
mers insgesamt abbildet.
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Wie Abschnitt 1 deutlich gemacht hat, gibt es eine Reihe von Gründen anzunehmen,
dass die extern-numerische Flexibilität und mit ihr die Arbeitsmarktdynamik in den
letzten Jahrzehnten zugenommen hat. Sollte sich jedoch der deutsche Arbeitsmarkt
beim Übergang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft tatsächlich mehr und
mehr zum „Turbo-Arbeitsmarkt“ entwickeln, müssten sich folgende vier Hypothesen
grundsätzlich bestätigen lassen:

Hypothese 1: Seit den 70er Jahren hat die Mobilität der Beschäftigten auf dem ex-
ternen Arbeitsmarkt generell zugenommen.

Hypothese 2: Seit den 70er Jahren hat die Stabilität von Beschäftigungsverhältnis-
sen abgenommen.

Hypothese 3: Im Zeitverlauf ist die Erfahrung von Arbeitslosigkeit mehr und mehr
zum Normalfall im Erwerbsverlauf von Arbeitnehmern geworden.

Hypothese 4: Seit den 70er Jahren werden Tätigkeitswechsel im Erwerbsverlauf von
Arbeitnehmern insgesamt häufiger.
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Nach der Analyse des generellen Arbeitsmarktgeschehens anhand dieser vier Hypothe-
sen werden später dann in Abschnitt 4 weitere Hypothesen bezüglich der Entwicklung
auf unterschiedlichen Teilarbeitsmärkten generiert und überprüft.

!0� �����������������+��#"��	
����$%&������$$'

Mit Hilfe geeigneter Stromgrößen lassen sich Mobilitätsentwicklungen auf dem Ar-
beitsmarkt abbilden. Die IAB-Beschäftigtenstichprobe bietet die Möglichkeit, Eintritts-
und Austrittsraten zu berechnen, indem die Zahl der in einem Kalenderjahr begonnenen
bzw. beendeten Beschäftigungsverhältnisse in Bezug zur Anzahl der Beschäftigungs-
verhältnisse gesetzt wird.7 Als Durchschnitt der Eintritts- und Austrittsrate wird die so-
genannte Labour-Turnover-Rate (LTR) berechnet, indem – in Anlehnung an Cra-
mer/Koller (1988) und Schettkat (1995) – die Summe der begonnenen und beendeten
Beschäftigungsverhältnisse in Beziehung zur (zweifachen) Gesamtbeschäftigtenzahl
eines Jahres gesetzt wird.8 Die LTR liefert somit ein Maß für die Gesamtmobilität auf
dem Arbeitsmarkt.
Abbildung 2 zeigt die Entwicklung von Eintritts-, Austritts- sowie Labour-Turnover-
Rate auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt sowie die indexierte Entwicklung des Be-
schäftigungsstandes zwischen 1976 und 1995.9 Zwischen diesen Größen besteht hier ein
einfacher arithmetischer Bezug: Liegt die Eintritts- über der Austrittsrate, so nimmt die
Zahl der Beschäftigten zu; umgekehrt reduziert sich die Beschäftigtenzahl in den Zeit-
räumen, in denen die Austrittsrate über der Eintrittsrate liegt. Die Kreuzungspunkte der
Kurven markieren somit die Wendepunkte der Beschäftigungskonjunktur.

Zwischen 1976 und 1995 hat die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in
Westdeutschland um 10 Prozent zugenommen. Im Beschäftigungsboom zu Beginn der
90er Jahre ist (im Vergleich zum Ausgangsjahr) sogar eine Steigerung um 15 Prozent zu
verzeichnen. Dabei zeigen sowohl die Eintritte in als auch die Austritte aus Beschäfti-
gung einen prozyklischen Verlauf; die Gesamtmobilität ist also im Aufschwung höher
als im Abschwung. Dieser Effekt ist damit zu erklären, dass im Aufschwung die Wie-
derbesetzungsketten länger werden und als Multiplikator der Mobilität wirken (vgl.

                                                          
7 Als „Eintritt“ wird die Aufnahme eines neuen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis-
ses gewertet. Ein „Austritt“ liegt bei der Beendigung eines bestehenden sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses vor, wobei Unterbrechungszeiten (bspw. aufgrund längerer Krankheit oder
aber wegen Erziehungszeiten) als fortgesetztes Arbeitsverhältnis verstanden werden. Bei einem Wechsel
von Voll- in Teilzeit oder umgekehrt in demselben Betrieb wird von einem weiterbestehenden Beschäfti-
gungsverhältnis ausgegangen.
8 Zwecks Vereinfachung der Berechnung wird abweichend von Cramer/Koller (1988) als Bezugsgröße
nicht die Jahresdurchschnittszahl der Beschäftigten, sondern die Zahl der zum 30. September des jeweili-
gen Jahres Beschäftigten verwendet, was zu leicht veränderten Quotenwerten, aber nicht zu anderen
Trends führt.
9 Die Austrittsrate und damit zusammenhängend auch die Labour-Turnover-Rate ist für das Jahr 1995
systematisch aufgrund von Rechtszensierungen unterschätzt, da nur Austritte bis zum 30.11.1995 in die
Berechnung mit einbezogen werden.
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Schettkat 1996): Der Sog der Nachfrage führt im Aufschwung häufiger als im Ab-
schwung zur Besetzung von Stellen mit Bewerbern, die andere Stellen frei machen, die
dann ihrerseits wieder besetzt werden müssen, so dass insgesamt die Nachfrage wesent-
lich stärker zunimmt als der zusätzliche Netto-Bedarf an Arbeitskräften. Folglich neh-
men im Aufschwung nicht nur die Eintritte, sondern parallel auch die Austritte zu. Um-
gekehrt im Abschwung: Entgegen der durch Meldungen über Entlassungswellen ge-
speisten gesellschaftlichen Wahrnehmung, dass die Mobilität zunehme, sinken im Ab-
schwung nicht nur die Eintritte, sondern auch die Austritte. Lediglich die unfreiwilligen
Austritte nehmen absolut wie relativ zu – eine Unterscheidung, die die IABS jedoch
nicht enthält (vgl. dagegen die Analysen auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels
SOEP in Knuth/Schräpler/Schumann 2001).
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Zur Überprüfung der Hypothese 1 – allgemeine Zunahme der Mobilität – müssen wir
von diesen konjunkturellen Einflüssen zu abstrahieren versuchen. Dies ist freilich nur
bedingt möglich, da wir nur einen – durch die deutsche Einigung zudem noch atypisch
beeinflussten – Zyklus vollständig überschauen können. Im Jahre 1976, zwischen dem
Ölpreisschocks und dem Zwischenhoch von 1980, betrug die westdeutsche LTR 30
Prozent. 1995, zwei Jahre vor dem Erreichen des Beschäftigungstiefststandes, war sie
auf 25 Prozent abgesunken.10 Und selbst im Beschäftigungsboom zu Beginn der 90er

                                                          
10 Aus der amtlichen Statistik wissen wir, dass die Labour-Turnover-Rate auch in den Jahren 1997 und
1998, die vielleicht hinsichtlich ihrer Stellung im Zyklus besser mit 1976 vergleichbar sind, das Niveau
von 1976 nicht wieder erreichte. Aktuellere Zahlen sind wegen einer Umstellung der Beschäftigungssta-
tistik derzeit nicht verfügbar.
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Jahre ist die Mobilität auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt mit einem LTR-Wert von
rund 29 Prozent (wenn auch nur leicht) geringer als im schwächeren Beschäftigungsauf-
schwung Ende der 70er Jahre. Darüber hinaus ist bemerkenswert, dass trotz des drama-
tischen Beschäftigungseinbruchs zur Mitte der 90er Jahre der Arbeitsmarkt zu diesem
Zeitpunkt nicht weniger „beweglich“ ist als im absolut wie relativ weniger umfangrei-
chen Beschäftigungsabschwung in der ersten Hälfte der 80er Jahre (LTR 1983: 24 Pro-
zent; LTR 1995: 25 Prozent).
Die ermittelten Fluktuationsmaße liefern also keine Anhaltspunkte für eine generell
erhöhte Arbeitsmarktmobilität sozialversicherungspflichtig Beschäftigter im Untersu-
chungszeitraum.11 Vielmehr wird die zwischenbetriebliche Arbeitsmarktdynamik in
Westdeutschland erstaunlich wenig von den vermeintlichen oder tatsächlichen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen beeinflusst; der Trend der Arbeits-
kräftebewegungen scheint sogar eher leicht abwärts zu weisen. Somit muss die erste
Hypothese eindeutig zurückgewiesen werden.
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Die Daten der IAB-Beschäftigtenstichprobe sind tagesgenaue Verlaufsdaten, mit denen
sich die exakte Dauer von Beschäftigungsverhältnissen darstellen lassen. Mit Hilfe so-
genannter Überlebens- oder Survivorraten lässt sich durch zeitabhängige Überlebens-
wahrscheinlichkeiten die Stabilität von Beschäftigungsverhältnissen errechnen und auch
graphisch darstellen (zur Berechnung von Überlebensraten vgl. Andreß 1992; Bloss-
feld/Rohwer 1995; Kleinbaum 1996).12 Während wir die Mobilität in und aus Beschäfti-
gungsverhältnissen als relative Häufigkeit von Ereignissen (Ein- und Austritte) in ka-
lendarischen Zeitperioden (Jahren) gemessen haben, betrachten wir die Stabilität von
Beschäftigungsverhältnissen als Andauern eines Zustandes (Beschäftigungsverhältnis)
in Verlaufe einer Prozesszeit (Tage, die seit dem Beginn eines Beschäftigungsverhält-

                                                          
11 Auch die relative Häufigkeit direkt vollzogener Betriebswechsel (ohne eine zwischengelagerte Phase
der Nicht-Erwerbstätigkeit) im Untersuchungszeitraum unter Berücksichtigung zyklischer Schwankungen
nicht zunimmt (vgl. Erlinghagen/Knuth 2001: 28).
12 Die Überlebensraten wurden mit Hilfe des in der verwendeten Statistiksoftware STATA implemen-
tierten sogenannten „Kaplan-Meier-Verfahrens“ ermittelt (zum Kaplan-Meier-Verfahren vgl. Bloss-
feld/Rohwer 1995: 66ff). Das Besondere an diesem Verfahren ist die adäquate Behandlung von rechts-
zensierten Beobachtungen. In unserem Fall liegen jedoch aufgrund des spezifischen Analysedesigns keine
Rechtszensierungen vor, denn wir beschränken uns bei der Survivor-Analyse auf zwischen 1976 und
1990 (bzw. 1993) neu begonnene Beschäftigungsverhältnisse und „verfolgen“ diese über einen Zeitraum
von maximal fünf (bzw. zwei) Jahren. Unter dieser Prämisse werden die entsprechenden Anfangs- und
Enddaten in den prozessproduzierten Informationen der IABS vollständig erfasst; außerdem ist für die
hier verfolgte Fragestellung unerheblich, ob ein Beschäftigungsverhältnis wegen eines Betriebswechsels,
wegen einer anschließenden Arbeitslosigkeitsphase oder aber „Meldelücke“ beendet wird. Somit er-
scheint es geboten, lediglich von „Überlebensraten“ und nicht von „Kaplan-Meier-Survivorraten“ zu
sprechen.
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nisses vergangen sind, ohne dass es endet). Auf diese Weise können wir Beschäfti-
gungsverhältnisse, die zu verschiedenen kalendarischen Zeitpunkten beginnen, auf einer
Prozesszeitachse übereinander legen und beliebig bündeln – und so z. B. die Stabilität
der in den Jahren 1976–1980 begonnen mit der Stabilität der 1986–1990 begonnnen
Beschäftigungsverhältnisse vergleichen.13

Abbildung 3 stellt die Überlebensrate von neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen
aus diesen beiden Perioden dar. Wenn das Beschäftigungsverhältnis zwischen 1976 und
1980 begonnen wurde, so ist es hier in der Eintrittskohorte 1976-1980 (EK 1976-1980)
erfasst; hat das Beschäftigungsverhältnis irgendwann zwischen 1986 und 1990 begon-
nen, so gehört es zur Eintrittskohorte 1986-1990 (EK 1986-1990).14 Die Überlebensrate
berechnet die Wahrscheinlichkeit, dass ein in einer Eintrittskohorte begonnenes Be-
schäftigungsverhältnis bis zu dem auf der Zeitachse jeweils abgetragenen Prozesszeit-
punkt noch nicht geendet hat, wobei hier ein Zeitraum von maximal fünf Jahren (1.825
Tagen) betrachtet wird. In umgekehrter Betrachtung dieser Grafiken kann man fragen,
wie lange es jeweils dauert, bis von den in der Prozesszeit betrachteten Beschäftigungs-
verhältnissen nur noch ein bestimmter Prozentsatz – z. B. 50 Prozent oder 25 Prozent –
fortbesteht.
Tag für Tag scheiden Arbeitnehmer aus ihrem Job aus – sei es wegen eines Betriebs-
wechsels, wegen Entlassung in die Arbeitslosigkeit, Übergang in Rente, Tod oder
Wechsel in eine sozialversicherungsfreie Tätigkeit. Insofern entspricht die hyperboli-
sche Grundform der Kurve (Abbildung 3) dem „Lebenssachverhalt“, dass mit zuneh-
mendem zeitlichen Abstand vom Eintrittsdatum die Wahrscheinlichkeit abnimmt, dass
ein Beschäftigungsverhältnis weiter fortbesteht.15

Die „Sprünge“ nach 365 und 730 Tagen zeigen, dass ein relevanter Anteil von Beschäf-
tigungsverhältnissen exakt ein oder zwei Jahre dauert; nach drei Jahren gibt es immer
noch einen wenn auch schwächeren Sprung. Der im betrachteten Fünf-Jahres-Zeitraum
festzustellende asymptotische Verlauf der Kurven bedeutet, dass die Wahrscheinlichkeit
der Fortführung eines noch bestehenden Beschäftigungsverhältnisses auch zukünftig
weiter andauert mit der bereits zurückgelegten Dauer wächst. Aufgrund der zeitlichen
Begrenzung des Erwerbslebens – sei es durch Verrentung oder Tod – kann dieses „Ge-

                                                          
13 Wir machen damit Aussagen über Beschäftigungsverhältnisse, nicht über Personen. Das bedeutet, Per-
sonen, die im jeweils betrachteten Zeitraum mehrfach den Arbeitgeber wechseln und folglich mehrfach
ein neues Beschäftigungsverhältnis beginnen, werden mit ihren jeweiligen Beschäftigungsverhältnissen
auch mehrfach bei der Berechnung der Überlebensrate berücksichtigt.
14 Diese beiden Eintrittskohorten wurden gewählt, weil sowohl die Jahre 1976 bis 1980 als auch 1986 bis
1990 von Beschäftigungswachstum gekennzeichnet sind. Da Beschäftigungsverhältnisse über einen Zeit-
raum von maximal fünf Jahren betrachtet werden sollen, sind unter dieser Prämisse Eintrittsjahre nach
1990 mit den hier verwendeten Daten aufgrund von Rechtszensierungsproblemen in dieser Form nicht zu
analysieren. Wählt man hingegen eine kürzere Prozesszeit (bspw. zwei anstelle von fünf Jahren wie bspw.
bei der Disaggregation in Abschnitt 4.2), kann man die Analyse ohne Rechtszensierungsprobleme näher
an den aktuellen Rand vorantreiben.
15 Zu den Definitionskriterien, wann von einem fortbestehenden Beschäftigungsverhältnis ausgegangen
wird, vgl. Fußnote 7.
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setz“ nur für begrenzte Zeiträume gelten, die aber mit dem benutzten Datensatz nicht
ausgeschöpft werden können.
Für die Überprüfung der Hypothese abnehmender Beschäftigungsstabilität ist nun der
relative Verlauf der beiden Kurven entscheidend. Eine Gruppe von Beschäftigungsver-
hältnissen – in diesem Fall Fünf-Jahres-Eintrittskohorten – wird als um so stabiler aus-
gewiesen, je höher die entsprechende Überlebensrate im Koordinatensystem verläuft.
In Abbildung 3 verläuft die Kurve für die spätere Eintrittskohorte höher als die Kurve
für die frühere Kohorte.16 Das bedeutet, dass – entgegen der Hypothese 2 – Beschäfti-
gungsverhältnisse, die Ende der 80er Jahre neu begonnen wurden, stabiler waren als am
Ende der 70er Jahre begonnene Beschäftigungsverhältnisse.17
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Doch wie stark hat die Stabilität von Beschäftigungsverhältnissen zugenommen? Zu
diesem Zweck kann man sich die jeweilige Prozesszeit bis zum Erreichen einer be-

                                                          
16  Die Unterschiede zwischen den beiden Überlebensraten sind statistisch hoch signifikant. Die entspre-
chenden Werte der beiden durchgeführten Signifikanztests (Log-Rank-Test und Wilcoxon-Test) finden
sich in Abbildung 3. Im weiteren Verlauf werden alle berechneten Überlebensraten diesen beiden Signifi-
kanztests unterzogen und die Ergebnisse in den entsprechenden Grafiken vermerkt; vgl. zu den Testver-
fahren bspw. Blossfeld/Rohwer (1995: 72ff) oder Andreß (1992: 159ff). Jedoch muss die Aussagekraft
beider Testverfahren insofern eingeschränkt werden, als dass beide Test versagen, wenn sich die Überle-
bensraten der untersuchten Subgruppen überschneiden bzw. kreuzen (Andreß 1992: 166)
17 Aus Platzgründen hier nicht darzustellende differenziertere Analysen für alle einzelnen Eintrittsjahre
führen zu dem gleichen Trend, freilich mit gewissen Schwankungen in den einzelnen Jahren; vgl. Erling-
hagen/Knuth (2001: 30).

log-rank-Test: p = 0,000 / wilcoxon-Test: p = 0,000

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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stimmten Überlebenswahrscheinlichkeit ansehen. Z. B. waren 50 Prozent der zwischen
1976 und 1980 begonnenen Beschäftigungsverhältnisse binnen 340 Tagen bereits wie-
der beendet; demgegenüber erreicht die Eintrittskohorte 1986-1990 eine mittlere Ver-
weildauer (Median) im neuen Job von 365 Tagen, d.h. die mittlere Verweildauer hat
sich in zehn Jahren um etwa 25 Tage verlängert.
Noch deutlicher wird diese Zunahme der Stabilität von Beschäftigungsverhältnissen,
wenn man das letzte Quartil betrachtet: Bei den zwischen 1976 und 1980 begonnenen
Beschäftigungsverhältnissen dauerte es etwa drei Jahre (1095 Tage), bis nur noch ein
Viertel davon Bestand hatte; die jüngere Eintrittskohorte erreicht hingegen eine Überle-
bensrate von 25 Prozent erst rund ein halbes Jahr später.

Die Survivor-Analyse zeigt uns also einerseits, dass jeder zweite neu begonnene Job
binnen etwa eines Jahres bereits wieder aufgegeben wird; somit gilt auch für den deut-
schen Arbeitsmarkt der Befund von Farber (1999: 2453): „Most jobs end early“. Jedoch
ist keine im Zeitverlauf zunehmende Destabilisierung beim Vergleich der beiden Ein-
trittskohorten auszumachen. Im Gegenteil: Im Laufe des Untersuchungszeitraums nimmt
die Stabilität von neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen nicht ab sondern zu –
folglich muss auch die zweite Hypothese zurückgewiesen werden.

Eine andere Möglichkeit, Aussagen über die Beständigkeit von Beschäftigungsverhält-
nissen zu machen, ist die Berechnung von durchschnittlichen Betriebszugehörigkeits-
dauern („actual tenure“; vgl. Hall 1982; Ureta 1992). Im Vergleich der beiden Mess-
konzepte gibt es einen fundamentalen Unterschied: Während die Überlebensrate in un-
serem Fall die Dauer von neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen ausgehend von
ihrem Anfangsdatum „in die Zukunft hinein“ misst und somit die abgeschlossenen Be-
schäftigungsdauern erfasst, gibt die „durchschnittliche Betriebszugehörigkeitsdauer“ an,
wie lange die an einem bestimmten Stichtag existierenden Verbindungen zwischen ein-
zelnen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Durchschnitt bereits andauern (unabge-
schlossene Beschäftigungsdauer). Mit Hilfe der durchschnittlichen Betriebszugehörig-
keitsdauern wird somit eine Maßzahl ermittelt, die Auskunft über die Beständigkeit von
bestehenden Beschäftigungsverhältnissen zu einem bestimmten Stichtag gibt. Das „Job-
Tenure-Konzept“ spiegelt nur eine Facette des aktuellen Arbeitsmarktgeschehens wider.
Denn die durchschnittliche Beschäftigungsdauer erfasst lediglich einen Ausschnitt des
Arbeitsmarktgeschehens der Vergangenheit. Je älter befragte Arbeitnehmer sind und je
länger deren aktuellen Betriebszugehörigkeiten andauern desto stärker beeinflusst die
vergangene Arbeitsmarktsituation die „aktuelle“ durchschnittliche Beschäftigungsdauer.
Bei einer Befragung von 60jährigen im Jahr 2000 kann somit maximal die Arbeits-
marktsituation von 1955 die Ergebnisse mit beeinflussen (1955: frühestes Eintrittsalter
bei angenommenen 15 Jahren).
Es wird deutlich, dass die Aussagekraft des „Tenure-Konzeptes“ bezüglich der aktuel-
len Arbeitsmarktsituation daher stark eingeschränkt ist. Zumindest muss eine Interpre-
tation die deutliche wirtschaftshistorische Komponente des Messinstruments berück-
sichtigen. Und wenn sich die Alterszusammensetzung der Befragungspopulation ändert
(geburtenschwache bzw. -starke Jahrgänge), ändern sich die Verhältnisse zwischen jung
und alt unter den Befragten. Da bspw. 20jährige zum Befragungszeitpunkt keine Be-
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triebszugehörigkeitsdauern von 40 Jahren erreichen können, gibt die durchschnittliche
Betriebszugehörigkeitsdauer kein adäquates Bild von aktuellen Arbeitsmarktchancen.
Ähnliches gilt für Frauenbeschäftigung: Wenn wie in den 80er Jahren die Frauener-
werbstätigkeit steigt, dann sind viele Frauen relativ neu auf dem Arbeitsmarkt und ha-
ben somit bislang noch gar nicht die Chance gehabt, ähnlich lange Betriebszugehörig-
keitsdauern wie Männer zu erreichen.18 Darüber hinaus sinkt die durchschnittliche Be-
triebszugehörigkeitsdauer selbstverständlich im Falle verstärkter Neueinstellungen, oh-
ne dass jedoch die Beständigkeit solcher neuen Jobs berücksichtigt werden könnte.

Ein umfassendes Bild über die aktuelle Arbeitsmarktsituation bezüglich der Stabilität
von Betriebsbindungen bietet daher die Berechnung von Überlebensraten neu begonne-
ner Beschäftigungsverhältnisse. Eine solche Analyse abgeschlossener Beschäftigungs-
dauern erlaubt, sich vom in den Daten nicht zu isolierenden wirtschaftshistorischen
„Ballast“ zu trennen und somit mehr über das aktuelle Arbeitsmarktgeschehen aussagen
zu können.

Wegen der Linkszensierung der IABS ist mit diesen Daten die Ermittlung von durch-
schnittlichen Betriebszugehörigkeitsdauern nicht möglich. Aufgrund der methodischen
Probleme beschränkt sich die vorliegende Arbeit ausschließlich auf die Berechnung von
Überlebensraten für neu begonnene Beschäftigungsverhältnisse. Zum Teil kann in Er-
gänzung zu den eigenen Berechnungen auf Sekundärliteratur verwiesen werden, die auf
einer anderen Datenbasis durchschnittliche Betriebszugehörigkeitsdauern für Deutsch-
land ermittelt haben. So zeigt sich, dass im hier betrachteten Zeitraum nicht nur die Be-
ständigkeit von neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen sondern auch die durch-
schnittlichen Betriebszugehörigkeitsdauern in Deutschland zunehmen (ILO 1996;
OECD 1997).
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Um zu ermitteln, ob Arbeitslosigkeitserfahrungen an Bedeutung gewinnen, haben wir
die Zahl der in einem Kalenderjahr mindestens einen Tag Arbeitslosen mit der Zahl der
am Arbeitsmarktgeschehen Beteiligten (Arbeitslose und sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte) in Beziehung gesetzt. Die so ermittelte „Arbeitslosigkeits-Betroffenheits-

                                                          
18 Durch die Bestimmung sogenannter „geschätzter Betriebszugehörigkeitsdauern“ („eventual tenure“)
sollen zumindest Verzerrungen aufgrund demographischer Veränderungen vermieden werden (zur Be-
rechnung der geschätzten Betriebszugehörigkeitsdauern vgl. Ureta 1992). Allerdings ist festzustellen,
dass die oben genannten Probleme nicht wirklich behoben werden sondern man im Grunde genommen
die historische Arbeitsmarktentwicklung, die sich in den aktuellen Betriebszugehörigkeitsdauern nieder-
schlägt, einfach für die Zukunft fortschreibt. Dieses Vorgehen negiert einen Wandel in Qualität und
Quantität von Arbeitsnachfrage und -angebot, denn es gilt: „So long as the survival function [...] is stable,
the historical method provides a correct estimate of it. The contemporaneous calculation yields an unbia-
sed estimate only if arrivals (i.e. numbers of beginning new jobs) are constant“ (Ureta 1992: 322).
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Quote“19 (ABQ) gibt dann an, welcher Anteil der Arbeitsmarktteilnehmer eines Jahres
in diesem Zeitraum die Erfahrung von Arbeitslosigkeit gemacht hat.20

Abbildung 4 zeigt die Anteile der Arbeitsmarktteilnehmer, die in dem jeweiligen Jahr
entweder
(a) nur Beschäftigungserfahrung machen (keinen Tag arbeitslos gemeldet; mindestens

einen Tag sozialversicherungspflichtig beschäftigt),
(b) nur Arbeitslosigkeitserfahrungen machen (keinen Tag in sozialversicherungspflich-

tiger Beschäftigung; mindestens einen Tag arbeitslos gemeldet) oder
(c) im jeweiligen Jahr sowohl sozialversicherungspflichtig beschäftigt als auch arbeits-

los gemeldet sind (jeweils mindestens einen Tag).21
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19 Die Berechnung von Arbeitslosigkeits-Betroffenheits-Quoten weicht hier von dem Vorgehen bei Franz
(1999: 353f) ab, der eine entsprechende Maßzahl durch den Quotienten aus „Eintritte in Arbeitslosigkeit“
und Erwerbspersonenzahl berechnet. Die hier berechnete Quote bezieht im jeweiligen Jahr arbeitslose
Individuen nur einmal mit ein, während die Werte bei Franz mehrere Eintritte ein und derselben Person
(„Mehrfach-Arbeitslose“) berücksichtigt. Insofern bildet das hier verwendete Konzept lediglich eine
Komponente der Franz’schen Arbeitslosigkeits-Betroffenheits-Quote ab – nämlich die Wahrscheinlich-
keit, im jeweiligen Jahr mindestens einmal arbeitslos zu werden (vgl. Steiner/Kaltenborn 1995: 38).
20 Es ist daran zu erinnern, dass wir mit dem benutzten Datensatz Arbeitslosigkeit nur über den Leis-
tungsbezug erfassen können – vgl. Fußnote 5.
21 Bei der Analyse von Arbeitslosigkeit werden die Jahre 1975 bis 1979 nicht berücksichtigt (obwohl
prinzipiell Informationen auch für diesen Zeitraum in der IABS vorliegen), da hier Verzerrungen auf-
grund einer Untererfassung von Arbeitslosigkeitsphasen im Datensatz auftreten können (vgl. Bender et al.
1996: 27).
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1980 machen mehr als 90 Prozent der Arbeitsmarktteilnehmer ausschließlich Beschäfti-
gungserfahrungen, während die Arbeitslosigkeits-Betroffenheits-Quote (ABQ) im sel-
ben Jahr entsprechend bei knapp unter 10 Prozent liegt. Dieser Wert steigt zwar bis
1994 auf einen Höchstwert von rund 16 Prozent an, doch muss bei der Interpretation
dieser Zahlen der Konjunkturverlauf in Rechnung gestellt werden: Es zeigt sich, dass im
Vergleich des Beschäftigungsabschwungs in der ersten Hälfte der 90er Jahre kein we-
sentlich höherer Wert der ABQ erreicht wird, als im schwächeren Rückgang zu Beginn
der 80er Jahre. Arbeitslosigkeit wird folglich nicht mehr und mehr zum Normalfall –
somit muss auch die dritte Hypothese zurückgewiesen werden.22

Abbildung 4 macht aber etwas anderes deutlich: Offenbar gibt es eine wachsende Grup-
pe von Arbeitslosen, denen der Übergang aus Arbeitslosigkeit (zurück) in Beschäfti-
gung nicht gelingt oder die diesen aus welchen Gründen auch immer nicht anstreben.
Machen 1980 lediglich 2,5 Prozent der Arbeitsmarktteilnehmer ausschließlich Arbeits-
losigkeitserfahrungen, so erhöht sich dieser Anteil bis 1995 auf rund 7,5 Prozent. Dem
entspricht die wachsende Ungleichverteilung der Arbeitslosigkeit: Inzwischen tragen
etwa 10 Prozent der von Arbeitslosigkeit betroffenen Personen 50 Prozent des Arbeits-
losigkeitsvolumens (Karr 1997; Kurtz 2000). Abschnitt 4.2.2.2 geht näher darauf ein,
welche Arbeitnehmergruppen vor allem von dieser „verhärteten“ Arbeitslosigkeit be-
troffen sind. Im Zusammenhang mit dem hier benutzten Datensatz, der IAB-
Beschäftigtenstichprobe, sei jedoch bereits jetzt darauf hingewiesen, dass wir mit dem
gleichen Datensatz in einem anderen Projekt das Gewicht des vorruhestandsförmigen
Altersübergangs (Austritt aus Beschäftigung in Leistungsbezug bis zum rentenfähigen
Alter) zu ermitteln versucht haben – mit dem Ergebnis, dass 1993 bei durchaus konser-
vativer Schätzung mehr als ein Zehntel des gesamten Arbeitslosigkeitsvolumens auf
„Vorruhestand“ zurückzuführen war (vgl. Knuth/Kalina 2001). Wollte man jedoch den
durch die Personalabbaupraxis der Betriebe bis zur Rentereform 1999 immer weiter
verbreiteten Ge- bzw. Missbrauch von Leistungsbezug der Arbeitslosenversicherung als
Instrument eines vorgezogenen Ruhestandes23 als Beleg für die These von „Arbeitslo-
sigkeit als Element der Normalbiographie“ heranziehen, so würde man doch wesentli-
che Umstände, gesellschaftliche Definitionen und subjektive Deutungen von Altersar-
beitslosigkeit als letzter Phase von Erwerbsverläufen unterschlagen.
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Neben der angeblichen Beschleunigung des Arbeitsmarktgeschehens, der zunehmenden
Instabilität von Beschäftigungsverhältnissen sowie der mutmaßlich wachsenden „Nor-
malisierung“ von Arbeitslosigkeitserfahrungen ist die These von der abnehmenden Be-

                                                          
22 Vgl. hierzu auch die mit der „Ergänzungsstichprobe I“ durchgeführte Langzeitanalyse für den Zeitraum
1955 – 1995 (Kurtz 2000).
23 Zu den hierbei wirksamen Mechanismen vgl. Knuth (1999b).
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deutung des „Berufes“ die vierte Dimension in der Debatte um die Zukunft der Er-
werbsarbeit.24

Der Begriff des Berufes bezeichnet i.d.R. zunächst einmal Art und Inhalt einer standar-
disierten und formalisierten Ausbildung.25  In Abgrenzung zur Definition des Berufs als
dem Übergang in das Erwerbsarbeitsleben vorgelagertem „Ausbildungsberuf“ (vgl.
bspw. Lankenau 1992a) wird Beruf im folgenden jedoch als nachgelagerter Begriff
verstanden, der einer Person aufgrund seiner tatsächlich ausgeübten Tätigkeit und nicht
aufgrund seiner im Vorfeld erworbenen und somit als Konstante im Mobilitätsprozess
auftretenden Fähigkeiten zugeschrieben wird. Beruf wird hier als rein technischer Beg-
riff verstanden, der eine abgrenzbare Arbeitsaufgabe mit zugeordneten typischen ein-
zelnen Verrichtungen repräsentiert (Hofbauer/Stooß 1988: 468), die zwar nicht unab-
hängig vom eventuell erlernten Ausbildungsberuf dennoch aber prinzipiell im Erwerbs-
verlauf wandelbar ist. Demnach sind – ähnlich wie bei der Berufsdefinition des Statisti-
schen Bundesamtes (vgl. Raven 1996: 286) – hier lediglich ‚tatsächliche‘ Tätigkeiten
(sozusagen ‚realisierte‘ Berufe) von Interesse.26

Die Tatsache, dass die tatsächlich ausgeübte Tätigkeit und nicht der Ausbildungsberuf
in der IABS enthalten ist, bietet einen Vorteil bei der Überprüfung der These von der
abnehmenden Bedeutung des Berufes.27 Mit der IABS sollte es gelingen, die quantitati-
ve Entwicklung von Tätigkeitswechseln unabhängig vom in diesem Zusammenhang
angeblich ohnehin an Bedeutung verlierenden Ausbildungsberuf abzubilden. Die Erfas-
sung von Tätigkeitsprofilen auf Basis der Dreisteller bietet darüber hinaus ein relativ
„feines“ Instrumentarium zur Erfassung von Tätigkeitswechseln. Mit Hilfe der Infor-

                                                          
24 Konietzka (1999a: 382) weist auf zwei unterschiedliche Dimensionen der „Entberuflichung von Er-
werbsmustern“ hin: Zum einen kann sich Entberuflichung auf die „Abnahme der inhaltlichen Überein-
stimmung von Ausbildung und Beruf“ und zum anderen auf „die Schwächung der Bedeutung dieser Ü-
bereinstimmung für die Verteilung von Arbeitsmarktchancen“ beziehen. Wenn im folgenden von „Entbe-
ruflichung“ oder „Erosion des Berufsprinzips“ etc. die Rede ist, ist i. d. R. die inhaltliche Dimension
gemeint. Allerdings gilt dabei das Hauptinteresse nicht der spezifischen Frage nach der Übereinstimmung
zwischen Ausbildung und Beruf, sondern vielmehr der allgemeinen Frage nach der quantitativen Bedeu-
tung beruflicher Mobilität für das Arbeitsmarktgeschehen insgesamt, ohne dass der Ausbildungsberuf als
Ausgangspunkt besonders beachtet wird. Insofern steht hier die „Inhaltskongruenz“ (Konietzka 1999a)
von Beruf und Beruf und nicht von Ausbildung und Beruf im Vordergrund.
25 Zur geschichtlichen Entwicklung des Berufsausbildungssystems in Deutschland vgl. Heidenreich
(1998) und Mayer (2000); zur Organisation der beruflichen Ausbildung in Deutschland vgl. Streeck et al
(1987).
26 „Beruf“ ist in diesem Verständnis als Synonym für den angelsächsischen Begriff „occupation“ zu ver-
stehen; zur deutschen Begriffsgeschichte vgl. Conze (1979); neben allgemeinen begriffsgeschichtlichen
Informationen liefern Dostal/Stooß/Troll (1998: 439ff) darüber hinaus auch einen zusammenfassenden
Überblick über die vielfältigen wissenschaftlichen Begriffsdefinitionen im Wandel der Zeit.
27 Die IAB-Beschäftigtenstichprobe beinhaltet Tätigkeitsinformationen auf Basis der dreistelligen Berufs-
kennziffern der Bundesanstalt für Arbeit; diese beziehen sich auf die tatsächlich ausgeübte Tätigkeit und
nicht auf den evt. erlernten Beruf der Stichprobenmitglieder. Prinzipiell können 334 Berufe auf Dreistel-
lerebene unterschieden werden; aus Gründen der Anonymisierung behalten 231 Berufe ihre ursprüngliche
Klassifikation bei, während die verbleibenden 103 Berufe zu 44 Berufsgruppen unter jeweils einer ein-
heitlichen dreistelligen Kennziffer zusammengefasst werden (Haas/Bender/Klose 1999: 4).
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mationen der IABS lassen sich so bspw. Berufswechselraten errechnen, in dem die An-
zahl der vollzogenen Berufswechsel durch die Zahl der im jeweiligen Jahr Beschäftig-
ten (hier: am Stichtag 30.9.) dividiert wird. Ein Berufswechsel wird dabei über eine Än-
derung der dreistelligen Berufskennziffer ermittelt.

Der „Berufswechsel“ hat offenbar zwei Dimensionen: Zum einen wird ein Beruf verlas-
sen und zum anderen findet gleichzeitig ein Eintritt in einen neuen Beruf statt. Im Fol-
genden wird dann von einem Berufswechsel ausgegangen, wenn sich der Berufswechsel
tatsächlich vollzieht. So kann es sein, dass ein Arbeitnehmer bis in Jahr t bspw. im Be-
ruf 271 („Bauschlosser“) tätig ist, sich daran eine längere Leistungsbezugsphase („Ar-
beitslosigkeit“) anschließt und in Jahr t+1 dann eine Beschäftigung  – nun allerdings in
einem anderen Beruf (bspw. 275 „Stahlbauschlosser“) – aufgenommen wird. Die Wech-
selmeldung ist hier die neue Beschäftigungsmeldung in Jahr t+1, da sich zu diesem
Zeitpunkt der Berufswechsel tatsächlich vollzieht; die zeitliche Analyse des Berufs-
wechsels erfolgt also über das Meldejahr der Wechselmeldung. Ähnliches gilt, wenn ein
Berufswechsel zum Jahreswechsel stattfindet.

Neben der Ermittlung der gesamten Berufswechselrate wird für die Jahre 1980 bis 1995
diese Rate in vier einzelne Komponenten zerlegt.28 Dadurch ist eine Unterscheidung der
Berufswechselrate bezüglich des Wechselstatus möglich, d.h. es zeigt sich bei dieser
Zerlegung, welcher Anteil der Wechselrate auf innerbetriebliche Berufswechsel, auf
Berufswechsel, die gleichzeitig mit einem Betriebswechsel verbunden sind, oder aber
auf Berufswechsel aus Arbeitslosigkeit bzw. einer „Meldelücke“29 zurückzuführen sind.
Abbildung 5 zeigt die westdeutsche Berufswechselrate sozialversicherungspflichtig
Beschäftigter zwischen 1976 und 1995. Vergleichbar mit dem Verlauf der Labour-
Turnover-Rate (vgl. Abschnitt 3.1) offenbart auch die Berufswechselrate einen pro-
zyklischen Verlauf. Um zu generellen Aussagen über die berufliche Mobilität zu gelan-
gen, muss auch hier wieder von den zyklischen Schwankungen abstrahiert werden, in-
dem Jahre mit ähnlicher Beschäftigungsentwicklung miteinander verglichen werden.
Hierbei zeigt sich, dass die Berufswechselrate keineswegs ansteigt sondern relativ kon-
stant bleibt. So ist im Jahr 1979 bspw. eine Berufswechselrate von rund 17 und im Jahr
1990 von 16 Prozent zu verzeichnen. Vergleicht man im Gegensatz zu diesen beiden
Jahren mit einer günstigen Beschäftigungslage die Jahre 1983 und 1995, die durch eine
ungünstige Beschäftigungssituation gekennzeichnet sind, so bestätigt sich auch hier
dieser Befund: 1983 erreicht die Berufswechselrate einen Wert von rund 11 und 1995
von 12 Prozent.
Die in Abbildung 5 dokumentierten Ergebnisse machen darüber hinaus deutlich, dass
die berufliche Mobilität von Nicht-Erwerbstätigen relativ konstant bleibt (Arbeitslose)
bzw. sogar leicht zunimmt (Personen in „Meldelücke“). Dem gegenüber verlieren in-

                                                          
28 Für die Jahre 1976 bis 1979 ist nur die Ausweisung einer gesamten Berufswechselrate möglich.
29 Als „Meldelücke“ werden Zeiträume verstanden, in denen in der IABS keine Informationen über ein
Stichprobenmitglied vorliegen, da weder Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit bezogen noch sozial-
versicherungspflichtig gearbeitet wird.
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nerbetriebliche Berufswechsel im Zeitverlauf zunehmend an Bedeutung30, während
kombinierte Berufs- und Betriebswechsel insbesondere zum Ende des Beobachtungs-
zeitraums zunehmen.
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Eine zunehmende Bedeutung beruflicher Mobilität lässt sich zumindest für den vorlie-
gende Analysezeitraum nicht feststellen; folglich kann auch von einer wachsenden
„Entberuflichung“ keine Rede sein, so dass die vierte Hypothese ebenfalls nicht bestä-
tigt werden kann (vgl. dazu auch Konietzka 1999a; 1999b; Mayer 2000).

Bei einer nach Wechselstatus vorgenommen Betrachtung ergibt sich ein differenzierte-
res Bild über die zeitliche Entwicklung der Berufsmobilität. So wird insbesondere Ar-
beitslosen eine mangelnde berufliche Mobilitätsbereitschaft unterstellt (Zukunftskom-
mission 1997: 9f), die sich jedoch empirisch nicht generell bestätigen lässt. Die im Zeit-
verlauf relativ konstante Berufswechselrate von Arbeitslosen, interpretiert vor dem
Hintergrund zunehmender Schwierigkeiten beim Übergang zurück in Beschäftigung
(„verhärtete Arbeitslosigkeit“; vgl. Abschnitt 3.3), deutet nicht auf eine prinzipiell sin-
kende Berufsmobilität dieser Personengruppe hin (vgl. zur beruflichen und räumlichen
Mobilität von Arbeitslosen auch Bender/Haas/Klose 1999; Haas 2000).

                                                          
30 Bender/Haas/Klose (1999: 5) weisen jedoch darauf hin, „daß innerbetriebliche Berufswechsel unter-
schätzt werden, da diese Veränderung kein meldepflichtiger Sachverhalt ist“. Auch wenn innerbetriebli-
che Berufswechsel unterschätzt werden, trifft dies jedoch wahrscheinlich für sämtliche Jahre zu. Dement-
sprechend erscheint der hier (wie auch bei Bender/Haas/Klose 1999) ermittelte abnehmende Trend prin-
zipiell doch als interpretierbar.
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Dem gegenüber ist die zurückgehende innerbetriebliche Berufsmobilität im Zusammen-
hang mit dem Trend zu kleineren Betrieben zu interpretieren (vgl. dazu Abschnitt 4.3).
Durch kleinere Betriebseinheiten nimmt die Bedeutung interner Arbeitsmärkte ab, was
sich dann in abnehmender innerbetrieblichen Berufswechselraten widerspiegelt (1980:
3,9 Prozent; 1990: 2,2 Prozent).
Die im Zeitverlauf insgesamt wenig veränderte Berufswechselrate deutet darauf hin,
dass – entgegen der „Entberuflichungs-These“ –  in einer Phase, in der interne Arbeits-
märkte an Bedeutung verlieren, eine standardisierte, zertifizierte und damit betriebs-
übergreifend einsetzbare Qualifikation immer wichtiger wird. Flexibilität von Arbeit-
nehmern auf der einen und Beruflichkeit auf der anderen Seite schließen sich folglich
keinesfalls aus. Im Gegenteil: Der Beruf scheint nach wie vor das Fundament zu sein,
auf das dann sowohl betriebliche als auch arbeitnehmerseitige Flexibilität – bspw. in
Form von spezifischer Weiterbildung – aufbauen kann und dadurch erst möglich wird
(Harney/Weischet/Geselbracht 1999). Aus diesem Grund ist sowohl Bosch (2001b) als
auch Mayer (2000) zuzustimmen, die von einer auch in Zukunft weiter wachsenden
Bedeutung einer standardisierten und zertifizierten Qualifikation in Form des Berufes
innerhalb der Dienstleistungsgesellschaft ausgehen.31
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Die mit der IAB-Beschäftigtenstichprobe durchgeführten deskriptiven Analysen liefern
keinen Hinweis auf eine generell beschleunigte Dynamik des westdeutschen Arbeits-
marktes zwischen 1976 und 1995.32 Alle vier diesbezüglich zu überprüften Hypothesen
konnten nicht bestätigt werden: Weder nimmt die Arbeitsmarktmobilität generell zu,
noch nimmt die Stabilität von neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen ab; auch
von einer zunehmenden „Normalisierung“ von Arbeitslosigkeitserfahrungen kann ge-
nauso wenig gesprochen werden wie von einer Zunahme von Tätigkeitswechseln.
Somit lässt sich zwar kein genereller Trend zum „Turbo-Arbeitsmarkt“ nachweisen,
jedoch zeigt die zunehmende Verfestigung von Arbeitslosigkeit, wie wichtig eine diffe-
renzierte Analyse einzelner Teilarbeitsmärkte ist. Denn möglicherweise geht der Über-
gang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft mit einer wachsenden Polarisie-
rung von Arbeitsmarktchancen und -risiken einher. Es wäre denkbar, dass in einzelnen
Teilarbeitsmärkten tatsächlich bspw. die Arbeitsmarktmobilität zu- und die Beschäfti-
gungsstabilität abgenommen hat und gleichzeitig diese Entwicklung von einer abneh-
menden Dynamik in anderen Teilarbeitsmärkten überlagert wird. Aus diesem Grund
schließen sich nun ausgewählte Analysen für den geschlechts- sowie den qualifikations-
spezifischen Arbeitsmarkt an.

                                                          
31 Zu dabei notwendigen Reformen des Ausbildungssystems in Deutschland vgl. ebenfalls Bosch (2001b)
und Mayer (2000).
32 Aufgrund der spezifischen Situation sind diese Ergebnisse sicherlich kaum auf den ostdeutschen Ar-
beitsmarkt zu übertragen; zur Arbeitsmarktmobilität in den Neuen Ländern vgl. Mayer/Solga/Diewald
(1997) sowie Diewald/Goedicke/Solga (2000).
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Zwar zeigen die in Abschnitt 3 vorgestellten Ergebnisse, dass sich in Deutschland kei-
neswegs ein Hochgeschwindigkeits-Arbeitsmarkt etabliert hat. Jedoch ist danach zu
fragen, ob nicht einzelne Teilarbeitsmärkte existieren, auf denen die zwischenbetriebli-
che Arbeitskräftefluktuation zugenommen hat oder aber die Beschäftigungsverhältnisse
im Zeitverlauf – entgegen dem allgemeinen Trend – instabiler geworden sind, so dass
die generellen Befunde möglicherweise gegenläufige Entwicklungen und eine zuneh-
mende Polarisierung der Beschäftigungsstabilität verbergen.  Aus diesem Grund gilt es
im folgenden Abschnitt 4, disaggregierte Analysen vorzunehmen, die das Geschehen in
einzelnen Teilarbeitsmärkten untersuchen. Dabei ist den einzelnen Unterabschnitten
jeweils eine theoretische Betrachtung vorangestellt, aus der dann spezielle, den jeweili-
gen Teilarbeitsmarkt betreffende Hypothesen generiert werden, die dann im einzelnen
zu überprüfen sind.
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Auch wenn die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen in Deutschland immer noch im
Vergleich zu anderen Industrienationen (bspw. USA, Großbritannien, Schweden) relativ
gering ist, ist dennoch zumindest seit Mitte der 80er Jahre ein wachsender Teil der
Frauen erwerbstätig (Costa 2000: 110ff), so dass sich der Abstand zur höheren Frauen-
erwerbsquote anderer Industrieländer verringern konnte (Rubery 1998: 274ff).
Diese Entwicklung verdeutlicht auch Abbildung 6. In unserem Analysezeitraum wuchs
der Frauenanteil an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zwischen 1975 und
1995 kontinuierlich von 37,6 Prozent auf 42,1 Prozent. Die Gründe für diesen sich in-
ternational abzeichnenden Trend der wachsenden Erwerbsbeteiligung von Frauen sind
vielschichtig. Ursachen werden bspw. im Geburtenrückgang oder aber in sinkenden
Preisen für Haushaltsgeräte und industriell (vor)gefertigte Lebensmittel und Kleidung
gesehen33; auch die wachsende Bedeutung des Dienstleistungssektors sowie nicht zu-
letzt die erhöhte Bildungsbeteiligung und die dadurch verbesserten formalen Qualifika-
tionen von Frauen werden für diese Entwicklung verantwortlich gemacht (Costa 2000:
114f).
Des weiteren zeigt sich, dass die verstärkte Erwerbsbeteiligung von Frauen vor allem
auf eine Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung zurückzuführen ist. In Deutschland
wächst der Anteil sozialversicherungspflichtig in Teilzeit beschäftigter Frauen an allen

                                                          
33 Ott (1999: 184f) dokumentiert die Preisentwicklung bei Fertignahrung, Konfektionstextilien und Haus-
haltsgeräten im Vergleich zu anderen Gütern sowie der Lohnentwicklung. Allerdings zeigt sich auch:
„Marktsubstitute für Kinderbetreuung sind tendenziell nicht kostengünstiger als Eigenbetreuung gewor-
den, da die Preisentwicklung für Kinderbetreuung etwa der Entwicklung der Opportunitätskosten, d.h. der
Lohnsteigerungen von Frauenlöhnen entspricht“ (Ott 1999: 186).
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Beschäftigten zwischen 1975 und 1995 von 7,3 auf 12,9 Prozent (Abbildung 6). Somit
ist Teilzeitbeschäftigung nach wie vor eine weibliche Domäne. Allerdings sollten dabei
zwei weitere Punkte im Auge behalten werden: Zum einen gehen im Vergleich mit den
sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigten auch 1995 immer noch mehr als
doppelt so viele Frauen einer Vollzeitbeschäftigung nach. Zum anderen ist zwar der
Teilzeitbeschäftigungsanteil von Männern mit einem Beschäftigungsanteil von 1,2 Pro-
zent (1995) nach wie vor marginal, jedoch weist diese Beschäftigungsform die höchste
Wachstumsrate auf. Der Anteil der sozialversicherungspflichtig teilzeitbeschäftigten
Männer hat sich im Untersuchungszeitraum mehr als verdoppelt.
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Im Folgenden soll die geschlechtsspezifische Arbeitsmarktentwicklung in Deutschland
unter zwei Gesichtspunkten näher betrachtet werden: Erstens kann zunächst vermutet
werden, dass sich mit der im Zuge des Übergangs von der Industrie- zur Dienstleis-
tungsgesellschaft wachsenden Erwerbsbeteiligung von Frauen auch deren Arbeits-
marktmobilität geändert hat. Zweitens gewinnt insbesondere für eine große Zahl von
Frauen Teilzeitbeschäftigung weiter an Bedeutung, woraus möglicherweise Effekte für
die Beschäftigungsstabilität abgeleitet werden können.

61,9% 60,8% 59,9% 58,3% 56,8%

30,3% 30,4% 29,8% 29,9% 29,2%

7,3% 8,3% 9,7% 10,9% 12,9%

0,7%0,5% 0,6%
0,8% 1,2%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

1976 1980 1985 1990 1995

A
n

te
il 

(i
n

 %
)

Teilzeit Frauen

Vollzeit Frauen

Teilzeit Männer

Vollzeit Männer

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)



$�������1�����
��������"-�����$���	����!, 08

*0�0� 3�����	
��)��	
+����������?�������(�1�������@�����#�������
������	
���>

In der Literatur herrscht relative Einigkeit darüber, dass sich die Erwerbsverläufe von
Männern und Frauen im traditionell-industriellen Arbeitsmarkt fundamental unterschie-
den haben. Während Männern insbesondere die Rolle des „Familienernährers“ mit ei-
nem dauerhaften  Vollzeitarbeitsplatz zukam, war die Erwerbstätigkeit von Frauen nur
eine Phase im Lebensverlauf, die zu Gunsten von Kindererziehung und/oder unbezahl-
ter Haushaltstätigkeit dauerhaft aufgegeben, zumindest aber zeitweise für eine längere
Phase unterbrochen wurde; darüber hinaus diente die Frauenerwerbstätigkeit als „Hin-
zuverdienst“ zum im wesentlichen vom Mann bestrittenen Haushaltseinkommen (Costa
2000). Zusätzlich setzt(e) das deutsche Steuerrecht sowie das Soziale Sicherungssystem
Anreize zur Nicht-Erwerbstätigkeit von Frauen (Dingeldey 2000; Rubery 1998: 277).
Aufgrund dieser Bedingungen gehörten im segmentierten industriellen Arbeitsmarkt
Frauen hauptsächlich zur „Randbelegschaft“ (Sengenberger 1978: 32; Maurer 1994:
126; kritisch dazu Cyba 1998: 43f): „Die geschlechtshierarchische Arbeitsteilung ist der
Grund für ein hohes Maß an Fluktuation in Betrieben mit einem hohen Anteil beschäf-
tigter Frauen“ (Möller 1988: 473). Demnach müssten die Erwerbsverläufe von Frauen
in einer solchen Situation sowohl durch rollenspezifische Unterschiede verursachte
haushaltsinterne Flexibilitätsanforderungen als auch gleichzeitig durch erhöhte externe
Flexibilisierungszumutungen durch die Arbeitsnachfrager destabilisiert werden (Castell
Rüdenhausen 1989: 19f), so dass sich insgesamt fragilere Arbeitnehmer-Arbeitgeber-
Bindungen und eine erhöhte Fluktuation gegenüber Männern nachweisen lassen müss-
ten. Dazu trägt auch die Erwartung der Arbeitsnachfrager bei, Frauen planten eine zu-
künftige Erwerbsunterbrechung mit ein, so dass sich deren Einstellung auf einen dauer-
haften Arbeitsplatz – mit dem auch arbeitgeberseitige Humankapitalinvestitionen ein-
hergehen – wahrscheinlich gegenüber einem männlichen Mitbewerber nicht lohne
(„statistische Diskriminierung“) (vgl. dazu Ott 1999: 170; Cain 1986).

Im Zuge zunehmender Bildungs- und Erwerbsbeteiligung von Frauen seit den 70er und
80er Jahren scheint sich ein Wandel des geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktgesche-
hens aufgrund geänderte Muster externer Flexibilisierung abzuzeichnen (Lauter-
bach/Huinink/Becker 1994). Ausgehend von der Prämisse, dass sich der Arbeitsmarkt
für Frauen und für Männer hinsichtlich ihrer Dynamik grundsätzlich unterschieden ha-
ben, sind zwei gegenläufige Entwicklungen beim Übergang von der Industrie- zur
Dienstleistungsgesellschaft möglich: Auf der einen Seite gibt es Argumente, die eine
zunehmende Verstetigung weiblicher Erwerbsverläufe annehmen und deshalb von einer
Angleichung der Arbeitsmarktmobilität und Beschäftigungsstabilität von Frauen und
Männern ausgehen; auf der anderen Seite wird hingegen vermutet, dass der Arbeits-
markt für Frauen im Zeitverlauf (noch) turbulenter wird.
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Für eine Angleichung der Erwerbsverläufe von Männern und Frauen spricht der Zu-
wachs formaler Qualifikationen der Frauen, die dadurch auch auf den männlich domi-
nierten berufs- und branchenspezifischen Arbeitsmärkten mit stabileren Betriebsbin-
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dungen vorstoßen. Insbesondere bei der zunehmenden Zahl gut qualifizierter, vollzeit-
beschäftigter und (dauerhaft) kinderloser Frauen ist dies zu vermuten (Rommelspacher
1999: 244; Holst/Maier 1998: 509). Folglich müsste sich die vermeintlich relativ hohe
Fluktuation von Frauen der mutmaßlich geringeren von Männern angleichen und
gleichzeitig die Beständigkeit weiblicher Beschäftigungsverhältnisse erhöhen.
Auch könnte die weiter wachsende Bedeutung von Teilzeitarbeit zu einer abnehmenden
Fluktuation und zunehmenden Stabilisierung aufgrund traditionell schlechterer Auf-
stiegschancen von (teilzeitarbeitenden) Frauen führen (Maurer 1994: 126). Denn wenn
die Lebensverläufe von Frauen nach wie vor besonders stark von Einflüssen jenseits des
Arbeitsmarktes bestimmt werden, wird die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt sowohl für
(insbesondere weibliche) Arbeitsanbieter als auch Arbeitsnachfrager eingeschränkt
(Bosch 1995: 2). Darüber hinaus ist neben der relevanten Erwerbsunterbrechung von
Frauen festzustellen, dass die Länge der Unterbrechungsphase abnimmt und somit die
Dauer der möglichen Karriere nach der Familienphase steigt (Kirner/Schulz 1992;
Holst/Schupp 1996). Damit könnte ebenfalls eine Verstetigung weiblicher Erwerbsver-
läufe verbunden sein.
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Allerdings kann auch eine erhöhte Fluktuation und eine abnehmende Beständigkeit von
Betriebsbindungen mit der wachsenden Erwerbsbeteiligung von Frauen verknüpft sein.
Denn nach wie vor sind in Deutschland die Möglichkeiten der institutionellen Kinder-
betreuung und damit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf (vor allem) für Frauen
(bspw. durch starre und sehr kurze Öffnungszeiten von Betreuungseinrichtungen) ein-
geschränkt (Kreyenfeld/Hank 2000; Kreyenfeld/Spieß/Wagner 2001). Frauen sind in
Deutschland somit weiterhin gezwungen, ihre Erwerbstätigkeit zu Gunsten von Kinder-
erziehung zu unterbrechen und erst später wieder – wenn überhaupt – auf den Arbeits-
markt zurückzukehren (Kirner/Schulz 1992). Zusätzlich lässt die schrittweise Auswei-
tung des gesetzlich garantierten Erziehungsurlaubs seit 1986 eine verstärkte Diskonti-
nuität aufgrund von (temporären) Erwerbsunterbrechungen weiblicher Erwerbsverläufe
vermuten (Holst/Schupp 1996: 175). Es scheint, als sei für die Mehrheit von Frauen
eine Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familie – wenn überhaupt – lediglich
durch die Aufnahme einer Teilzeitbeschäftigung möglich, denen allerdings u.a. eine
prinzipiell geringere Beständigkeit als Vollzeitarbeitsplätzen nachgesagt wird (vgl. dazu
Abschnitt 4.1.2). Darüber hinaus waren und sind Frauen traditionell vor allem in
Dienstleistungstätigkeiten beschäftigt (Fagan/O'Reilly/Rubery 1999: 60f), bei denen
ohnehin eine vor allem für weibliche Beschäftigte prinzipiell höhere betrieblich indu-
zierte extern-numerische Flexibilität unterstellt wird (Möller 1988).
Außerdem ist ebenfalls denkbar, dass mit der zunehmenden Qualifizierung von Frauen
auch deren Aufstiegschancen verbessert werden, was sich dann in vermehrten Be-
triebswechseln im Karriereverlauf von Frauen widerspiegeln könnte. Somit sind dann
instabilere Betriebsbindungen und erhöhte Fluktuationsraten als Ausdruck verbesserter
Karrierechancen von Frauen vorstellbar.
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Ein wichtiger Parameter in der Beziehung zwischen Arbeitsanbieter und -nachfrager ist
der zeitliche Umfang, in dem die Arbeitsleistung vom Arbeitnehmer zu erbringen ist.
Zumeist ist die Entlohnung eng an diese Vereinbarung gekoppelt. Für sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte sind grundsätzliche Regeln der Arbeitszeitlänge und Ar-
beitszeitlage i. d. R in Tarifverträgen festgeschrieben; die konkrete Ausgestaltung er-
folgt durch Betriebsvereinbarungen und/oder durch den individuellen Arbeitsvertrag
(Lehndorff  2000: 3ff).
Die vielfältige Flexibilisierung des Arbeitsmarktes im Allgemeinen und der Arbeitsbe-
ziehung im Besonderen spiegelt sich zum einen in der externen Flexibilisierung wider,
durch die sich die Arbeitsmarktakteure an veränderte Rahmenbedingungen auf dem
Arbeitsmarkt anpassen. Zum anderen kann eine Anpassung an veränderte Rahmenbe-
dingungen mit interner Flexibilisierung begegnet werden, zu der eben auch die Arbeits-
zeitgestaltung gehört (vgl. Goudswaard/Nanteuil 2000).
Flexible Arbeitszeitgestaltung kommt in vielfältiger Weise zur Anwendung; so gehören
Jahresarbeitszeitkonten, innovative Schichtsysteme oder aber Vertrauensarbeitszeit zum
schillernden Repertoire neuer Arbeitszeitgestaltung (Lehndorff 1999), die die ehemals
dominierende Form starrer Arbeitszeitregelungen in weiten Teilen der Wirtschaft ablöst,
ohne sie allerdings vollständig zu verdrängen (Bosch 2000). Zusätzlich werden die Be-
triebszeiten durch eine Ausdehnung von Nacht- und Wochenendarbeit verlängert.
Die einfachste Unterscheidung interner Arbeitszeitflexibilität teilt die Beschäftigungs-
verhältnisse einerseits in Vollzeit- und andererseits in Teilzeitjobs ein: Bei „Vollzeitar-
beit“ muss die arbeitsvertraglich und die tarifvertraglich fixierte maximale wöchentliche
Arbeitszeit übereinstimmen; als „Teilzeitarbeit“ wird jedes Beschäftigungsverhältnis
aufgefasst, für das eine individuelle wöchentliche Arbeitszeit unterhalb der tarifvertrag-
lichen Wochenarbeitszeit vereinbart wird.34 Allerdings liegt die Dimension der vertrag-
lich vereinbarten Arbeitszeiten (Vollzeit vs. Teilzeit) quer zur betrieblich gewählten
Arbeitsorganisation. Es ist nicht von vornherein zu sagen, ob eine wachsende Bedeu-
tung von Teilzeitbeschäftigung einer post-tayloristischen oder aber neo-tayloristischen
Arbeitsorganisation geschuldet ist (Bosch 2000).
Dabei bestehen zwischen interner und externer Flexibilisierung der Arbeitsmarktakteure
im Allgemeinen und zwischen Arbeitszeitorganisation innerhalb von Betrieben und
Haushalten sowie der Quantität und der Qualität des Arbeitsangebots und der Arbeits-
nachfrage im Besonderen Zusammenhänge, die Auswirkungen auf das beobachtbare
Arbeitsmarktgeschehen haben. So kann bspw. die veränderte Arbeitsteilung zur einer
vergrößerten externen Flexibilität der privaten Haushalte führen, die dann zum einen die
Koordinierung von Familie und Beruf notwendig macht und aus der dann zum anderen
ein verändertes Arbeitsangebot resultieren kann; die seit den 80er Jahren wachsende
Erwerbsbeteiligung von Frauen ist nicht zuletzt auf diese zunehmende externe Flexibili-
sierung der privaten Haushalte zurückzuführen (vgl. dazu Abschnitt 4.1).

                                                          
34  Wenn im Folgenden von Vollzeit- und Teilzeitarbeit die Rede ist, sind immer sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse gemeint. Geringfügige Teilzeitbeschäftigung wird hier ausgeblen-
det.
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Auch für die Arbeitsnachfrageseite wird ein Zusammenhang zwischen Arbeitszeitorga-
nisation und externer betrieblicher Flexibilität angenommen. Um die interne Flexibilität
der Unternehmen zu erhöhen, ist der Einsatz unterschiedlicher Instrumente der Arbeits-
zeitflexibilisierung und damit die organisatorische Trennung einzelner Aufgabenberei-
che notwendig. Diese differenzierte Arbeitsorganisation verändert die Quantität und die
Qualität der Arbeitsnachfrage und hat damit auch Auswirkungen auf die externe Flexi-
bilität von Betrieben, bspw. in dem mehr Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse besetzt
werden sollen, für die in der Literatur eine prinzipiell geringere Beständigkeit als für
Vollzeitjobs angenommen wird (Holst/Maier 1998: 509).

Als ein wichtiger Ausgangspunkt der Frage nach den Wechselwirkungen zwischen in-
terner und externer Flexibilisierung kann zumindest für Deutschland die These vom
„Ende des Normalarbeitsverhältnisses“ identifiziert werden. Das „Normalarbeitsver-
hältnis“ sei auf Dauer und Kontinuität angelegt: „Die Arbeits- und Sozialordnung kon-
zentriert ihre schützenden und gewährenden Interventionen ins Erwerbsleben auf solche
Arbeitsverhältnisse, die idealiter dauerhaft und kontinuierlich [...] auf Vollzeitbasis er-
folgen [...]. Entfallen einzelne dieser Kriterien, entfällt vor allem das Grundkriterium
der Beschäftigungsdauer und -kontinuität“ (Mückenberger 1985: 429). Demnach ist
dann grundsätzlich mit einer geringeren Kontinuität und kürzeren Beschäftigungsdauer
von „nicht-normalen“ Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen zu rechnen.
Handelte es sich bei der Beschreibung des „Normalarbeitsverhältnisses“ zunächst um
eine theoretische Definition eines normativen Begriffs, der eine „herrschende Fiktion“
beschreibe (Mückenberger 1985: 422), so findet in den folgenden Jahren und Jahrzehn-
ten die normativ inspirierte Normalarbeits-Debatte ihr praktisch-empirisches Pendant in
der These einer zunehmenden „Prekarisierung“ von Arbeitsverhältnissen, die letztlich
auch die nicht empirisch überprüfte These von der generellen Instabilität von Teilzeit-
beschäftigungsverhältnissen kritiklos übernimmt. Unter formalen Kriterien ist die These
von der Prekarität von sozialversicherungspflichtiger Teilzeitbeschäftigung – wie Ab-
schnitt 2.2.1 zeigt – nicht haltbar. Allerdings tritt in der Prekaritätsdiskussion neben
dieses formale Kriterium auch eine qualitative Komponente. Demnach böten Teilzeit-
jobs ein wesentlich engeres berufliches Spektrum und geringere Aufstiegschancen. Dar-
über hinaus seien die Qualifikationsanforderungen und die Entlohnung geringer (Bä-
cker/Stolz-Willig 1993; Fagan/O’Reilly/Rubery 1999). Doch dabei ist zu fragen: gerin-
ger als was bzw. geringer im Vergleich mit wem? Haben z. B. teilzeitbeschäftigte
Raumpflegerinnen tatsächlich geringere Aufstiegschancen als vollzeitbeschäftigte
Raumpflegerinnen? Verdienen teilzeitbeschäftigte Bürokräfte auf ihrer „halben“ Stelle
tatsächlich weniger als die Hälfte des regulären Vollzeitverdienstes einer Bürokraft?
Sind die Qualifikationsanforderungen an den teilzeitarbeitenden Callcenter-Agent tat-
sächlich geringer als an seinen vollzeitbeschäftigten Kollegen? Die Debatte um eine
qualitative Schlechterstellung von Teilzeitarbeitsplätzen krankt hier daran, dass Äpfel
mit Birnen verglichen werden. Allerdings könnte in der Tat dann in qualitativer Hin-
sicht von prekären Teilzeitverhältnissen gesprochen werden, wenn sie aufgrund der spe-
zifischen Arbeitsform gegenüber identischen, sich lediglich formal im Kriterium der
„Vollzeit“ unterscheidenden Tätigkeiten prinzipiell schlechter gestellt wäre. Hierzu lie-
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gen widersprüchlich Aussagen vor. Während Walwei (1998: 4)  eine prinzipiell Gleich-
behandlung von Voll- und Teilzeitbeschäftigten durch das Beschäftigungsförderungsge-
setz von 1985 verwirklicht sieht, bemängeln Bäcker/Stolz-Willig (1993: 552), dass die
Tarifvereinbarungen in einzelnen Branchen noch immer keine volle Gültigkeit für Teil-
zeitbeschäftigte hätten; so bestünde u.a. eine Benachteiligung bei Bestands-, Kündi-
gungs- und Rationalisierungsschutz.
Welche Bestandsaufnahme auch immer zutreffen mag, muss hier dahingestellt bleiben.
Für die vorliegende Arbeit ist vielmehr von Bedeutung, dass in beiden Fällen mit ähnli-
chen Auswirkungen auf die externe Arbeitsmarktmobilität – und somit auf die quantita-
tive Dimension – von Teilzeitbeschäftigung zumindest für die Zeit vor 1985 zu rechnen
ist. Denn aufgrund einer zumindest bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden Ungleichbe-
handlung von Voll- und Teilzeitbeschäftigten müssten Teilzeitbeschäftigte höhere
Fluktuationsraten und eine geringere Beschäftigungsbeständigkeit aufweisen; auch hier
wird die Parallelität zur These vom „Normalarbeitsverhältnis“ deutlich, die ebenfalls
von diskontinuierlicheren Erwerbsverläufen von Teilzeitbeschäftigten ausgeht. Nach
1985 sind allerdings unterschiedliche Entwicklungen zu erwarten: Wenn trotz des Be-
schäftigungsförderungsgesetzes auch faktisch nach 1985 eine Benachteiligung von (so-
zialversicherungspflichtigen) Teilzeitbeschäftigten bestünde, wäre mit einer weiterhin
geringen Beschäftigungsstabilität und vergleichsweise hohen Fluktuationswerten zu
rechnen; bei einer darüber hinaus fortschreitenden Vergrößerung der Benachteiligung
müssten zusätzlich eine Reduktion der Beständigkeit und eine erhöhte Fluktuation von
Teilzeitarbeit nachweisbar sein. Wenn allerdings eine Gleichstellung mit dem Beschäf-
tigungsförderungsgesetz gelungen ist, so sollte sich dies in den Jahren nach 1985 auch
durch eine wachsende Beständigkeit und abnehmende Fluktuation der Teilzeitbeschäfti-
gung ausdrücken. Dies soll im Folgenden empirisch überprüft werden.
Allerdings ist die Aussagefähigkeit der in den nächsten Abschnitten dokumentierten
deskriptiven Ergebnisse nur begrenzt, denn es erfolgt lediglich eine Unterteilung nach
Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung sowie Geschlecht. Auch Bäcker/Stolz-Willig (1993)
weisen darauf hin, dass es die Teilzeitarbeit nicht gibt und sich die qualitativen und die
quantitativen Merkmale von Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen bspw. mit dem Alter
der Beschäftigten stark wandeln (vgl. dazu auch Quack 1993; Schulz/Kirner 1994); eine
im weiteren Verlauf des Projektes noch durchzuführende multivariate Analyse, die ne-
ben dem Alter der Beschäftigten auch weitere Merkmale mit einbezieht, muss hier letzt-
endliche Klarheit bringen.
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Die obigen Ausführungen haben deutlich gemacht, dass es unterschiedliche Vermutun-
gen über die Entwicklung des geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktes gibt. Die folgen-
den drei zu überprüfenden Hypothesen stehen somit für eine von mehreren möglichen
Entwicklungen:

Hypothese 5: Im noch deutlich industriegesellschaftlich geprägten Arbeitsmarkt der
70er und frühen 80er Jahre unterscheidet sich die Arbeitsmarktmobilität
von Männern und Frauen grundsätzlich; erst im Laufe der Zeit nimmt die
Fluktuation weiblicher Beschäftigter ab und nähert sich so dem männli-
chen Arbeitsmarkt an.

Hypothese 6: Teilzeitbeschäftigung ist prinzipiell unbeständiger als Vollzeitbeschäfti-
gung.

Hypothese 7: Beschäftigungsverhältnisse von Frauen werden im Zeitverlauf instabiler.
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Abbildung 7 zeigt, dass das allgemeine Anwachsen der Beschäftigtenzahlen insbeson-
dere auf die – vor allem Mitte der 80er Jahre einsetzende – starke Zunahme der Frauen-
erwerbstätigkeit zurückzuführen ist. Während die Zahl der sozialversicherungspflichtig
beschäftigten Männer zyklusübergreifend nahezu konstant bleibt, nimmt die Zahl der
sozialversicherungspflichtig erwerbstätigen Frauen zwischen 1976 und 1995 um mehr
als 20 Prozent zu.
Wichtiger ist allerdings, dass sich im Untersuchungszeitraum kein genereller ge-
schlechtsspezifischer Mobilitätsunterschied auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt aus-
machen lässt. Sowohl für Männer als auch für Frauen pendelt die jeweilige Labour-
Turnover-Rate konjunkturabhängig zwischen 25 und 30 Prozent; lediglich im Beschäf-
tigungsaufschwung Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre weisen Frauen sowohl
eine höhere Ein- als auch Austrittsrate als Männer auf, was sich folglich auch in der
höheren LTR ausdrückt. Im anschließenden Beschäftigungsabschwung geht die Fluktu-
ation von Frauen stärker zurück als bei männlichen Arbeitnehmern, so dass schließlich
im Jahr 1995 wieder ähnliche Fluktuationsraten nachgewiesen werden können.

Besonders dürften diese Ergebnisse deshalb überraschen, da bei dieser Auswertung
noch kein Unterschied zwischen Voll- und Teilzeitbeschäftigung gemacht worden ist.
Geht man davon aus, dass Frauen zu einem erheblich größeren Anteil als Männer Teil-

                                                          
35 Alle Meldungen in der IABS enthalten Informationen über das Geschlecht des gemeldeten Arbeitneh-
mers. Darüber hinaus enthält der Datensatz Informationen, ob das gemeldete Beschäftigungsverhältnis (a)
in Vollzeit, (b) in Teilzeit mit mehr als der Hälfte der Vollarbeitszeit und (c) in Teilzeit mit höchstens der
Hälfte der Vollarbeitszeit ausgeübt wird. In der folgenden Analyse werden die Kategorien (b) und (c)
zusammengefasst und somit lediglich zwischen Voll- und Teilzeitbeschäftigung unterschieden.
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zeitbeschäftigungen nachgehen, so weitet sich parallel zur gesamten Frauenerwerbstä-
tigkeit auch der Anteil an Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen aus; in der vorliegenden
Analyse zeigt sich allerdings kein geschlechtsspezifischer Mobilitätsunterschied, so
dass es keine prinzipiell erhöhte Fluktuation von sozialversicherungspflichtiger Teilzeit
gegenüber Vollzeit geben dürfte; dies haben auch hier nicht dokumentierte Analysen
der Fluktuationsraten von teil- und vollzeitbeschäftigten Frauen bestätigt.
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Hypothese 5 muss somit zurückgewiesen werden: Die generelle Annahme, Frauen hät-
ten insbesondere auf dem industriegesellschaftlichen Arbeitsmarkt die Rolle eines ex-
ternen Flexibilitätspuffers gespielt, trifft zumindest bei Betrachtung der weitgehend i-
dentischen Fluktuationsraten von Männern und Frauen nicht zu. Offensichtlich gehörten
sozialversicherungspflichtig beschäftigte Frauen nicht mehr aber auch nicht weniger
häufig zur Randbelegschaft als ihre männlichen Kollegen – zumindest solange man den
Arbeitsmarkt insgesamt betrachtet.
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Die These von der generellen „Prekarität von Teilzeitbeschäftigung“ aufgrund man-
gelnder Dauerhaftigkeit wird durch die folgenden Ergebnisse nicht gestützt; eine höhere
Instabilität von sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen im
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Vergleich zu Vollzeitjobs ist nicht nachzuweisen.36 Die Überlebensraten in Abbildung 8
zeigen einen ähnlichen Verlauf: 50 Prozent sowohl der neu begonnenen Vollzeit- als
auch der Teilzeitjobs sind in der Eintrittskohorte 1986-1990 bereits nach etwa einem
Jahr schon wieder beendet; beide Kurven erreichen die 25prozentige Überlebenswahr-
scheinlichkeit hier bei etwa 3,5 Jahren. Des weiteren offenbart ein Vergleich der Voll-
zeitbeschäftigungsverhältnisse von Männern und Frauen keinen deutlichen geschlechts-
spezifischen Unterschied (Abbildung 9).

Vollzeit***/+++ Teilzeit***/+++

Signifikanztests:
Log rank:   *** p<=0,005; ** 0,005<p<=0,01: * 0,01<p<=0,05
Wilcoxon: +++ p<=0,005; ++ 0,005<p<=0,01: + 0,01<p<=0,05

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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Jedoch zeigt sich, dass die Beständigkeit von Vollzeitjobs für die männlichen Beschäf-
tigten im Zeitverlauf deutlich zugenommen hat, während es bei den weiblichen Voll-
zeitjobs kaum eine Veränderung gibt. Ein eklatanter geschlechtsspezifischer Unter-
schied zeigt sich hingegen beim Vergleich von Teilzeitjobs: Teilzeitbeschäftigungsver-
hältnisse von Frauen sind wesentlich stabiler als die entsprechenden Jobs von Männern
(Abbildung 10). Teilzeitarbeitende Frauen erreichen in der Eintrittskohorte 1986-1990
eine 50prozentige Verbleibewahrscheinlichkeit im Betrieb nach gut einem Jahr und eine
25prozentige Verbleibewahrscheinlichkeit nach knapp vier Jahren; demgegenüber errei-
chen Männer Werte von sechs bzw. 15 Monaten.

                                                          
36 In der Regel wird in der vorliegenden Untersuchung das Verlassen eines Betriebes als „Austritt“ und
der Beschäftigungsbeginn in einem neuen Betrieb als „Eintritt“ gewertet (vgl. Fußnote 7). Abweichend
davon wird bei der nach Voll- und Teilzeitbeschäftigung differenzierten Analyse darüber hinaus auch der
Wechsel von einem Voll- in ein Teilzeitjob (und umgekehrt) als Ein- bzw. Austritt gewertet – auch dann,
wenn damit kein Betriebswechsel verbunden ist.
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Vollzeit (Männer)***/+++ Vollzeit (Frauen)

Signifikanztests:
Log rank:   *** p<=0,005; ** 0,005<p<=0,01: * 0,01<p<=0,05
Wilcoxon: +++ p<=0,005; ++ 0,005<p<=0,01: + 0,01<p<=0,05

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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Im geschlechtsspezifischen Vergleich von Voll- und Teilzeitbeschäftigungsverhältnis-
sen offenbaren Teilzeitjobs von Frauen die mit Abstand größte Beständigkeit; darüber
hinaus sind für Frauen Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse beständiger als Vollzeitjobs.
In Anbetracht der Tatsache, dass zehnmal mehr Frauen als Männer in Teilzeit arbeiten,
entbehrt die These einer generellen Prekarität von Teilzeitbeschäftigung aufgrund man-
gelnder Dauerhaftigkeit solcher Arbeitsverhältnisse folglich jeder Grundlage. Und be-
denkt man die faktisch nach wie vor hauptsächlich von Frauen zu tragende Doppelbe-
lastung zwischen Erwerbs- und Hausarbeit, so ist die besondere Stabilität von Teilzeit-
beschäftigung auch kaum verwunderlich. Denn ist erst einmal ein funktionierendes Ar-
rangement zwischen betrieblicher und familialer Anforderung gefunden, bestehen für
die Frauen wenig Anreize, diese Lösung aufzugeben (vgl. auch Huinink/Lauterbach
1991: 88; Lauterbach/Huinink/Becker 1994: 198).

Darüber hinaus lässt sich ein weiteres interessantes Ergebnis festhalten: Sowohl Voll-
zeit- als auch Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse von Männern werden im Vergleich der
beiden Eintrittskohorten stabiler, während die Beständigkeit weiblicher Vollzeitbe-
schäftigung stagniert bzw. weiblicher Teilzeitbeschäftigung abnimmt. Besinnt man sich
auf die oben skizzierte Auseinandersetzung, ob Teilzeitbeschäftigte durch das Beschäf-
tigungsförderungsgesetz von 1985 den Vollzeitbeschäftigten tatsächlich gleichgestellt
wurden und den daraus zu erwartenden Effekten für die Beschäftigungsbeständigkeit, so
scheint keins der entsprechenden Szenarien stichhaltig zu sein. Von einer generellen
Unbeständigkeit von Teilzeit- gegenüber Vollzeitjobs kann selbst vor 1985 nicht ge-
sprochen werden – wie die entsprechenden Überlebensraten der Eintrittskohorte 1976-
1980 verdeutlichen. Auffälligerweise nimmt die Stabilität weiblicher Teilzeitbeschäfti-
gung nach Einführung des Beschäftigungsförderungsgesetzes ab; hingegen stabilisieren
sich die männlichen Teilzeitjobs wenn auch auf sehr geringem Niveau.
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Teilzeit (Männer)***/+++ Teilzeit (Frauen)***/+++

Signifikanztests:
Log rank:   *** p<=0,005; ** 0,005<p<=0,01: * 0,01<p<=0,05
Wilcoxon: +++ p<=0,005; ++ 0,005<p<=0,01: + 0,01<p<=0,05

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)

$��	���
��8/6�H�������
�����C�
�
�������

�
�
�-�	���	�����'�	��
��C���'�
	���

�
��������������E�@����������
�E��	
�	�!�����������83=;�83:/��
�
83:;�833/

Demnach muss Hypothese 6 ebenfalls zurückgewiesen werden. Die Ergebnisse zeigen,
dass von einer prinzipiell erhöhten Instabilität von Teilzeitbeschäftigung nicht gespro-
chen werden kann. Dem gegenüber ist Hypothese 7 zumindest teilweise zu bestätigen:
Tatsächlich sind die neu begonnenen Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse von Frauen im
Zeitverlauf ein wenig unbeständiger geworden.37 Gerade bei der Interpretation der Ü-
berlebensraten weiblicher Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse offenbart sich die „Zwei-
schneidigkeit“ der bislang verwendeten Begriffe „Stabilität“ und „Beständigkeit“. Ist
eine zunehmende/abnehmende Stabilität positiv oder negativ zu beurteilen? Allein mit
den hier verwendeten deskriptiven Analysemethoden lassen sich keine abschließenden
Urteile fällen, wohl aber plausible Vermutungen anstellen. So ist die abnehmende Be-
ständigkeit der Teilzeitjobs von Frauen auf dem Hintergrund der gleichzeitig anwach-
senden Erwerbsbeteiligung und der in diesem Zusammenhang im Beschäftigungsboom
zu Beginn der 90er Jahre steigenden Fluktuationsrate zu sehen. Es liegt nahe, die ab-
nehmende Beständigkeit als ein Indiz für verbesserte Mobilitätschancen für Frauen in
Form eines verbesserten Übergangs von Teilzeit- in Vollzeitbeschäftigung zu interpre-
tieren. Einhergehend mit der erhöhten Eintrittsrate könnten sich für teilzeitbeschäftigte
Frauen die Betriebswechsel- und damit auch die Karrierechancen verbessert haben. Die

                                                          
37 An diesem Punkt wird der Unterschied zwischen den verschiedenen Methoden zur Messung von Be-

schäftigungsstabilität besonders deutlich: Während die durchschnittliche Betriebszugehörigkeitsdauer
(actual tenure; unabgeschlossene Dauer) von Frauen im Zeitverlauf deutlich zunimmt (ILO 1996),
sinkt die Überlebensrate neu begonnenen Beschäftigungsverhältnisse (abgeschlossene Dauer bis zu
einem maximalen Zeitpunkt von fünf Jahren). Diese Ergebnisse widersprechen sich keineswegs, da
sie ganz unterschiedliche Sachverhalte abbilden.



$�������1�����
��������"-�����$���	����!, 48

mit einer zunehmenden Beständigkeit gekoppelten moderaten Beschäftigungsgewinne
der Männer bei gleichzeitig relativ unveränderlicher Fluktuationsrate legt demgegen-
über eher eine wachsende Polarisierung innerhalb des männlichen Beschäftigungsseg-
mentes nahe. Die Überprüfung solcher Hypothesen muss jedoch der multivariaten A-
nalyse obliegen, die in der restlichen Projektlaufzeit bis Ende 2003 vorgenommen wer-
den wird.
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Im traditionell-industriellen, segmentierten Arbeitsmarkt sind unqualifizierte Beschäf-
tigte (ohne abgeschlossene Berufsausbildung) vor allem auf dem „Jedermanns-
Arbeitsmarkt“ zu finden. Die Zugehörigkeit zur Randbelegschaft offenbart sich so
bspw. durch eine prinzipiell höhere Austrittswahrscheinlichkeit aus Beschäftigung als
auch Eintrittswahrscheinlichkeit in Arbeitslosigkeit von Unqualifizierten (Piore 1978).
Demgegenüber sind qualifizierte Beschäftigte vor allem auf den betrieblichen bzw. be-
rufsfachlichen Arbeitsmärkten vertreten (Lutz/Sengenberger 1974), die durch geringere
Eintrittsraten in Arbeitslosigkeit und – im Falle des betrieblichen Arbeitsmarktes – auch
durch längere Betriebszugehörigkeitsdauern gekennzeichnet sind (Dragendorf/Heering
1987: 140). Denn Betriebe sind daran interessiert, insbesondere qualifizierte Beschäf-
tigte für ihre Stammbelegschaften dauerhaft zu akquirieren und mögliche Auftrags-
schwankungen durch die externe Flexibilisierung geringqualifizierter Randbelegschaf-
ten zu bewältigen. Diese Tendenz wird durch Humankapitalinvestitionen der Betriebe
unterstützt, die nicht zuletzt deshalb insbesondere für qualifizierte Mitarbeiter über dem
eigentlichen Marktlohn liegende Löhne zahlen. Dadurch können die betrieblichen Hu-
mankapitalinvestitionen dauerhaft gesichert werden, indem die Kosten eines Stellen-
wechsels für die Beschäftigten erhöht werden (Schlicht 1978; Salop 1979; zusammen-
fassend Akerlof/Yellen 1986: 7).
Der Übergang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft ist verknüpft mit einer
zunehmenden „Verwissenschaftlichung der Produktion“ (Kraemer/Bittlingmayer 2001:
314). Dieser Trend zur „Wissensgesellschaft“ zeichnet sich u.a. dadurch aus, dass sich
„Wissen zu einer Produktivkraft [entfaltet], die gegenwärtig dabei ist, die herkömmli-
chen Produktivkräfte (Land, Arbeit, Kapital) in ihrer Bedeutung zu überflügeln“ (Willke
1998: 161). Eine Facette dieser Entwicklung ist der Trend zum verstärkten Einsatz qua-
lifizierter Arbeitskräfte; dies lässt sich auch mit Hilfe der Daten der IAB-
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Beschäftigtenstichprobe deutlich beobachten.38 So sinkt die absolute Zahl der Beschäf-
tigten ohne abgeschlossene Berufsausbildung zwischen 1976 und 1995 kontinuierlich
und nimmt um nahezu 40 Prozent ab (Abbildung 11). Auch verliert diese Personen-
gruppe an relativer Bedeutung für den Arbeitsmarkt: Verfügten 1976 noch mehr als ein
Drittel aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten über keine Berufsausbildung, so
ist dieser Anteil bis 1995 auf rund ein Fünftel gesunken (Abbildung 12).
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Hingegen nehmen die Beschäftigtenzahlen der Ausgebildeten zu, wobei insbesondere
die Werte für Personen mit einem akademischen Abschluss durchgängig während des
gesamten Zeitraums ansteigen. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten
Akademiker hat sich im Untersuchungszeitraum mehr als verdoppelt; ihr Anteil an allen
Beschäftigten wächst in dieser Zeit von rund 3,5 auf knapp 8 Prozent. Auch die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit abgeschlossener Berufsausbildung (ohne
Akademiker) steigt, ist allerdings gewissen konjunkturellen Schwankungen unterwor-
fen. Gleichwohl erhöht sich deren absolute Zahl in 20 Jahren um knapp ein Viertel und

                                                          
38 Die IAB-Beschäftigtenstichprobe enthält Informationen über die Schul- und Berufsbildung der gemel-
deten Arbeitnehmer. Hierbei unterscheidet die IABS 7 Kategorien: (1) „ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung, ohne Abitur“, (2) „mit abgeschlossener Berufsausbildung, ohne Abitur“, (3) „ohne abgeschlos-
sene Berufsausbildung, mit Abitur“, (4) „mit abgeschlossener Berufsausbildung, mit Abitur“, (5) „Fach-
hochschulabschluss“, (6) „Hochschulabschluss“, sowie (7) „Ausbildung unbekannt“. Die hier vorge-
nommene qualifikationsspezifische Analyse der IABS fasst diese Informationen in drei Kategorien zu-
sammen und zwar (1) „Beschäftigte ohne Berufsausbildung“ (Originalkategorie 1, 3, 7), (2) „Beschäftigte
mit Berufsausbildung“ (Originalkategorie 2, 4) und (3) „Akademiker“ (Originalkategorie 5, 6); dabei ist
zu berücksichtigen, dass Auszubildende generell in allen hier vorgenommen Analysen ausgeschlossen
sind.
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deren relative Bedeutung wächst um 11 Prozentpunkte, so dass 1995 gut vier Fünftel
(oder 81 Prozent) aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten über eine Berufsaus-
bildung bzw. einen akademischen Abschluss verfügen (1976: 68 Prozent). Einherge-
hend mit diesen Veränderungen können Auswirkungen auf die Entwicklung der qualifi-
kationsspezifischen Arbeitsmarktmobilität und Beschäftigungsstabilität vermutet wer-
den.
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So haben sich die Beschäftigungschancen von Akademikern im Zeitverlauf stark ver-
bessert. Ein formal möglichst hochwertiger Bildungsabschluss wird für den individuel-
len Beschäftigungserfolg immer wichtiger (Parmentier/Schreyer/Tessaring 1996; Müller
2001). Jedoch sehen sich gerade qualifizierte Beschäftigte neben verbesserten Arbeits-
marktchancen gleichzeitig auch mit wachsenden Risiken konfrontiert (Gleiser 1996).
Trotz dieser scheinbar widersprüchlichen Entwicklung ist davon auszugehen, dass so-
wohl wachsende Arbeitsmarktchancen als auch -risiken die Dynamik des Akademiker-
arbeitsmarktes in gleicher Weise verändern. So sind erhöhte Fluktuationsraten zu er-
warten, da zum einen direkte Betriebswechsel und damit einhergehend die Aktivierung
von Wiederbesetzungsketten wahrscheinlicher geworden sind. Zusammenhängend mit
diesen verbesserten Mobilitätschancen müssten abnehmende Betriebszugehörigkeits-
dauern auf dem akademischen Teilarbeitsmarkt ebenfalls feststellbar sein. Zum anderen
dürften sich in der Gruppe der Hochqualifizierten aber auch am ehesten solche Arbeit-
nehmer finden lassen, die in der jüngeren Literatur als „Patchworker“ (WISU 1999; vgl.
auch Zuberbühler 1999) oder „High-Tech Nomaden“ der Dienstleistungsgesellschaft
(Rifkin 1996:142; vgl. auch Welsch 1994) bezeichnet werden. Zwar sind dies zum ei-
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nen Begriffe der jüngeren Arbeitsmarktdebatte; zum anderen sind diese hochflexiblen
„Arbeitskraftunternehmer“ (Voß 1998) wahrscheinlich vor allem im nicht-
sozialversicherungspflichtigem Bereich der „Neuen Selbständigkeit“ zu vermuten. Je-
doch ist es ebenso plausibel, dass eine solche, sich allmählich vollziehende Entwick-
lung39 nicht vollkommen spurlos an der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
als Kernbereich des deutschen Arbeitsmarktes vorüberzieht – insbesondere dann, wenn
die absolute Größe dieses Kernbereichs stagniert und auch die relativen Einbußen eher
gering ausfallen (vgl. Abschnitt 2.2.1). Es ist daher zu erwarten, dass im Zeitverlauf
sowohl zunehmende Chancen als auch wachsende Risiken gemeinsam in Richtung einer
zunehmenden Arbeitsmarktdynamik von Akademikern wirken; folglich müssten sich
folgende zwei Hypothesen bestätigen lassen:

Hypothese 8: Die Fluktuation von Beschäftigten mit akademischem Abschluss wächst
relativ unbeeindruckt von beschäftigungskonjunkturellen Schwankungen
permanent an.

Hypothese 9: Die Stabilität der Beschäftigungsverhältnisse von Akademikern nimmt
im Zeitverlauf ab.

Gegenüber qualifizierten Arbeitnehmern haben sich die Arbeitsmarktchancen von Ge-
ringqualifizierten (hier operationalisiert als Personen ohne Berufsausbildung) deutlich
verschlechtert (Abbildung 11). Dies ist ein international zu beobachtender Trend, denn
seit den 80er Jahren ist in allen industrialisierten Ländern ein Rückgang der Zahl un-
qualifizierter Beschäftigter zu verzeichnen (Nickell/Bell 1995). Als Ursache wird so-
wohl ein Rückgang des Angebots von als auch der Nachfrage nach unqualifizierter Be-
schäftigung angeführt. Dabei wird der Nachfragerückgang vor allem mit dem technolo-
gischen Wandel begründet, der den (vermehrten) Einsatz qualifizierten Personals not-
wendig und die Nutzung unqualifizierten Personals mehr und mehr überflüssig macht
(Berman/Bound/Machin 1998). Demgegenüber betonen andere Autoren die im Zuge der
Globalisierung wachsende Konkurrenz mit Schwellen- bzw. Entwicklungsländern als
Grund für den Nachfragerückgang nach geringqualifiziertem Personal (Wood 1995;
Minford et al. 1999; kritisch dazu Freeman 1995).40 Als Gründe für den Rückgang ge-
ringqualifizierten Arbeitsangebots wird eine Expansion formaler Bildung angeführt,
wobei jedoch das geringqualifizierte Angebot die Nachfrage übertrifft, was dann folg-
lich mit wachsenden Arbeitslosigkeitsraten von Geringqualifizierten einhergehe. Dieses
Ungleichgewicht führe dann u.a. deshalb zu einer hohen Arbeitslosigkeitspersistenz
(insbesondere von Geringqualifizierten), weil die nach unten zu starren Löhne einen
Preiswettbewerb auf dem Arbeitsmarkt verhinderten (Christensen/Schimmelpfennig
1998). Die zu geringe Lohnspreizung wirke dabei insbesondere im Bereich der einfa-

                                                          
39 Toffler (1990 [1970]: 108) prognostizierte für die gesamte industrialisierte Welt bereits vor mehr als 30
Jahren: „Even if the push toward megalopolis stopped and people froze in their geographical tracks, there
would still be a sharp increase in the number, and decrease in the duration of relationships as a conse-
quence of job changes“.
40 Fitzenberger (1999) geht davon aus, dass Handelseffekte eher für Geringqualifizierte und technologi-
sche Effekte eher für Hochqualifizierte von Bedeutung sind.
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chen Dienstleistungen beschäftigungshemmend (Fitzenberger/Franz 1998). Dies wird
gerade für eine Situation mit auf kollektiver Lohnfindung basierenden Mindestlöhnen
und allgemeinverbindlichen Tarifverträgen erwartet, wie dies in Deutschland nach wie
vor gegeben ist (Soltwedel et al. 1990). Zusätzlich werden verstärkt „einfache“ Arbeits-
plätze mit für diesen Job überqualifiziertem Personal besetzt (Henninges 1996), was die
Arbeitsmarktchancen Geringqualifizierter weiter verschlechtern kann (Bell-
mann/Bender/Schank 1999). Außerdem wird der negative Einfluss zu hoher Transfer-
leistungen an Arbeitslose auf den Arbeitsanreiz diskutiert, wobei hier jedoch die empiri-
sche Relevanz zumindest für Deutschland kritisch bewertet wird (vgl. Franz 1999: 378;
Sesselmeier/Blauermel 1997: 84ff).
Die anschließende empirische Darstellung der Entwicklung des Arbeitsmarktes für Ge-
ringqualifizierte zwischen den 70er und 90er Jahren lässt sich von folgenden drei
Hypothesen leiten:

Hypothese 10: Eintritts- und Austrittsraten geringqualifizierter Arbeitnehmer driften
deutlich auseinander; seit den 70er Jahren nehmen die Austrittsraten
deutlich zu und die Eintrittsraten deutlich ab.

Hypothese 11: Die Beständigkeit von Arbeitslosigkeitsepisoden Geringqualifizierter
wächst deutlicher als die von Qualifizierten.

Hypothese 12: Die Beständigkeit von neu begonnenen Arbeitsverhältnissen Gering-
qualifizierter nimmt im Zeitverlauf ab.
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Generell weisen sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ohne Berufsausbildung im
gesamten Untersuchungszeitraum eine höhere Arbeitsmarktmobilität als ausgebildete
Arbeitnehmer auf (Abbildung 13). Die Labour-Turnover-Rate (LTR) der Geringqualifi-
zierten ist im Zeitverlauf starken konjunkturellen Schwankungen unterworfen. So er-
reicht die LTR 1980 einen Wert von beinahe 40 Prozent, fällt in der anschließenden
Beschäftigungskrise dann bis 1983 auf unter 30 Prozent. Korrespondierend mit der
Entwicklung der stetig rückläufigen absoluten Beschäftigtenzahlen liegt die Austritts-
rate dieser Gruppe fast durchgehend (Ausnahmen: 1979, 1989 und 1990) über der Ein-
trittsrate. Blendet man konjunkturelle Einflüsse aus, so nimmt die Mobilität der Be-
schäftigten ohne Berufsausbildung im Untersuchungszeitraum jedoch keineswegs ab.
Im insbesondere für diese Gruppe dramatischen Beschäftigungseinbruch zu Beginn der
90er Jahre werden bei weitem nicht die Tiefstwerte der Beschäftigungskrise in der ers-
ten Hälfte der 80er Jahre erreicht. Dies ist sicherlich auf die besonders hohe Austritts-
rate Ende der 80er bzw. Anfang der 90er Jahre (ca. 38 Prozent) zurückzuführen. Be-
merkenswert ist allerdings die in diesem Zeitraum – im Vergleich zur ersten Hälfte der
80er Jahre – relativ hohe Eintrittsrate der unqualifizierten Arbeitnehmer. Die Eintritts-
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rate liegt 1995 bei 30 Prozent und somit fast fünf Prozentpunkte über den entsprechen-
den Werten des Jahres 1982: Geringqualifizierte weisen nicht per se eine ständig sin-
kende Mobilität in das Beschäftigungssystem hinein auf – folglich muss Hypothese 10
zurückgewiesen werden.

Die großen Beschäftigungszugewinne für qualifizierte Arbeitnehmer werden auch im
Verlauf der Eintritts- und Austrittsraten im Untersuchungszeitraum deutlich. Arbeit-
nehmer mit Berufsausbildung weisen außer zu Beginn der 80er bzw. der 90er Jahre
durchgängig Beschäftigungsgewinne auf; die Eintrittsrate von Akademikern liegt sogar
im gesamten Zeitraum – ungeachtet konjunktureller Schwankungen – über der entspre-
chenden Austrittsrate.
Bis zum Ende der 80er Jahre liegt die Arbeitsmarktmobilität von Beschäftigten mit Be-
rufsausbildung leicht über den jeweiligen Werten der Akademiker; allerdings gleichen
sich die Labour-Turnover-Raten der beiden Gruppen in der ersten Hälfte der 90er Jahre
weitest gehend an und erreichen 1995 beide einen Wert von rund 22 Prozent. Im Ge-
gensatz zu den unqualifizierten Arbeitnehmern scheint die Mobilität von qualifizierten
Beschäftigten zyklusübergreifend abzunehmen. Entgegen der Annahme in Hypothese 8
ist mit dem Beschäftigungszuwachs insbesondere für das stark anwachsende akademi-
sche Beschäftigungssegment keine erhöhte Arbeitsmarktmobilität verbunden.

Darüber hinaus zeigt sich, dass mit zunehmendem Qualifikationsgrad die Turbulenz des
Arbeitsmarktgeschehens tendenziell sinkt. Das Geschehen auf dem Teilarbeitsmarkt für
Akademiker scheint wesentlich weniger konjunkturell beeinflusst zu sein als das im
Teilarbeitsmarkt für ungelernte Kräfte.
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Insgesamt verwundert der qualifikationsabhängige Befund zur Arbeitsmarktmobilität in
zweierlei Hinsicht: Zum einen kann nicht von einer generell abnehmenden Dynamik des
Arbeitsmarktes vor allem für ungelernte Beschäftigte gesprochen werden; selbst im
starken Beschäftigungsabschwung zu Beginn der 90er Jahre werden relativ hohe Ein-
trittsraten erreicht. Zum anderen gibt es keine Anhaltspunkte, dass sich insbesondere der
akademische Teilarbeitsmarkt zum „Turboarbeitsmarkt“ entwickelt; hier wäre am e-
hesten mit einer solchen Tendenz zu rechnen gewesen, da Akademikern – wie oben
ausgeführt – aufgrund ihrer besonderen Qualifikationen und  flexiblen Einsatzfähigkeit
aber auch aufgrund der sich seit den 80er Jahren stetig verbessernden Arbeitsmarktsitu-
ation  eine besondere „Bewegungsfreundlichkeit“ unterstellt wird.
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Abbildung 14 macht deutlich, dass das Arbeitslosigkeitsrisiko mit steigender Qualifika-
tion abnimmt. Während die Übergangsrate41 aus Beschäftigung in Arbeitslosigkeit für
Geringqualifizierte zwischen 1980 und 1995 etwa zwischen 10 und 14 Prozent pendelt,
liegen die entsprechenden Werte für Akademiker bei vier bis fünf Prozent. Gleichzeitig
zeigt sich, dass das Arbeitslosigkeitsrisiko mit sinkender Qualifikation konjunkturanfäl-
liger ist. Für Akademiker steigt erst im Beschäftigungsabschwung in der ersten Hälfte
der 90er Jahre das Arbeitslosigkeitsrisiko leicht an; demgegenüber offenbart das Ar-
beitslosigkeitsrisiko von Arbeitnehmern mit bzw. ohne Berufsausbildung deutliche
konjunkturelle Einflüsse im gesamten Untersuchungszeitraum; bis zum einsetzenden
Beschäftigungsabschwung Anfang der 90er Jahre verlaufen die Austrittsraten dieser
beiden Gruppen relativ parallel – wenn auch auf unterschiedlichem Niveau. Erst danach
findet eine Abkopplung in Form eines besonders stark steigenden Arbeitslosigkeitsrisi-
kos bei Geringqualifizierten statt.

Im Folgenden wird die Beständigkeit von Arbeitslosigkeitsepisoden mit Hilfe der Daten
der IAB-Beschäftigtenstichprobe in Form von Überlebensraten (Analysezeitraum: zwei
Jahre) ermittelt. Die Zusammenfassung einzelner Leistungsbezugs„meldungen“ im A-
nalysedatensatz orientiert sich am Konzept der „Perforierten Arbeitslosigkeit“. Ange-
lehnt an Büchel (1992: 22) wird mit „perforierter Arbeitslosigkeit [...] ein Ausschnitt
einer Erwerbsbiographie bezeichnet, in dem zwei oder mehr aufeinanderfolgende Pha-
sen der Arbeitslosigkeit jeweils nur durch kurze Unterbrechungs-Aktivitäten getrennt
werden“. Wichtig ist dabei, dass eine „perforierte Arbeitslosigkeitsepisode“ erst dann
beendet ist, wenn der Untersuchungsperson ein dauerhafter Übergang aus Arbeitslosig-
keit in Beschäftigung gelingt bzw. eine längere „Meldelücke“ im Datensatz auftritt.
Leistungsbezugsmeldungen werden dann zur einer Arbeitslosigkeitsepisode zusammen-
gefasst, wenn die Meldungen im Versichertenkonto unmittelbar, d.h. mit einem Abstand

                                                          
41 Berechnet als Quotient aus der Anzahl aller Übergänge aus Beschäftigung in Arbeitslosigkeit des ge-
samten Jahres und der Beschäftigtenzahl (hier: am Stichtag 30.9.) im jeweiligen Jahr.
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von maximal 180 Tagen (inkl. kurzer Beschäftigungsepisoden bzw. Meldelücken) auf-
einander folgen.42
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Neben der nach Qualifikation differenzierten Analyse werden nun die Überlebensraten
neu begonnener Arbeitslosigkeitsepisoden getrennt für zwei Altersgruppen („jünger als
55 Jahre“ und „55 Jahre und älter“) vorgenommen. Dies ist mit der insbesondere seit
Mitte der 80er Jahre vorfindbaren „Vorruhestandspraxis“ zu begründen. Beschäfti-
gungsabbau von älteren Arbeitnehmern erfolgt seit dieser Zeit in nicht unerheblichem
Umfang über eine Phase der Vorruhestandsarbeitslosigkeit; Arbeitnehmer ab dem 55.
Lebensjahr können so durch den ausgedehnten Bezug von Arbeitslosengeld den Über-
gang zwischen Beschäftigung und Rente überbrücken (vgl. zur gesamten Vorruhe-

                                                          
42 Dieses Vorgehen erfolgt in Anlehnung an Büchel (1992: 50): „Bei der Festlegung auf diesen Grenzwert
spielte zum einen die Überlegung eine Rolle, dass kürzere Beschäftigungsverhältnisse noch kaum als
Indiz einer echten beruflichen Reintegration gewertet werden können [...]. Zum anderen entspricht der
Grenzwert einer verbreiteten Abgrenzung bei wissenschaftlichen Untersuchungen von befristeten Ar-
beitsverhältnissen [...]. Die Übernahme dieses Grenzwertes eignet sich hier insofern besonders gut, als
(nahezu konstant über alle Wirtschaftszweige und Betriebsgrößen hinweg) jeweils mehr als die Hälfte
aller abgeschlossenen befristeten Verhältnisse in diese Kategorie fallen [...]“. Prinzipiell gilt das An-
fangsdatum der ersten Leistungsbezugsmeldung (LBZM) einer Arbeitslosigkeitsepisode als Anfangsda-
tum der Arbeitslosigkeitsepisode. Ausnahme: Die Meldelücke zwischen einer vorgelagerten Beschäfti-
gungsmeldung und der ersten LBZM der Episode ist kleiner bzw. gleich 90 Tage. In diesem Fall wird der
Folgetag des Enddatums der vorausgegangenen Beschäftigungsmeldung als Beginn der Arbeitslosigkeits-
episode bewertet; dies ist durch mögliche Sperrzeiten zu begründen (§ 144 AFG). Vorraussetzung ist
allerdings, dass die vorgelagerte Beschäftigungsepisode (inkl. möglicher Meldelücken) länger als 180
Tage dauert. Prinzipiell gilt das Enddatum der letzten LBZM einer Arbeitslosigkeitsepisode als Enddatum
der Episode.
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standsproblematik Knuth 1999b). Knuth/Kalina (2001) weisen auf Basis der IAB-
Beschäftigtenstichprobe nach, dass diese Praxis zu einem nicht unerheblichen Teil das
Niveau der Langzeitarbeitslosigkeit beeinflusst.
Betrachtet man zunächst einmal nur die Gruppe der „jüngeren“ Arbeitnehmer (also jün-
ger als 55 Jahre), so zeigt Abbildung 15, dass in allen drei Qualifikationsgruppen der
Anteil an Arbeitslosigkeitsepisoden, die länger als 12 Monate andauern, im Zeitverlauf
zunimmt.43 Darüber hinaus ist der Anteil von Langzeitarbeitslosigkeitsepisoden Gering-
qualifizierter mit rund 32 Prozent in der Eintrittskohorte 1990-93 am höchsten. Beim
Vergleich der Gruppe der Personen mit Berufsausbildung sowie der Akademiker gibt es
jedoch keine nennenswerten Unterschiede; etwa 27 Prozent aller zwischen 1990 und
1993 begonnenen Arbeitslosigkeitsepisoden dauern hier länger als ein Jahr.
Für Nicht-Akademiker ist darüber hinaus ein konjunktureller Effekt zu vermuten. Am
schnellsten gelingt in diesen beiden Gruppen der Ausstieg aus der Arbeitslosigkeit in
der von Beschäftigungswachstum geprägten Eintrittskohorte 1985-88. Dies ist bei jün-
geren Akademikern nicht der Fall. Die im Zeitraum 1985 bis 1988 begonnenen Ar-
beitslosigkeitsepisoden sind im Vergleich mit den anderen beiden Eintrittskohorten –
zumindest bis zur Dauer von einem Jahr – am beständigsten. Jedoch zeigt sich dann,
dass Akademikern im zweiten Jahr ihrer in diesem Zeitraum begonnenen Arbeitslosig-
keit eine stark sinkende Überlebensrate aufweisen.
Bei der Analyse der Überlebensraten in Arbeitslosigkeit von Arbeitnehmern, die 55
Jahre und älter sind, zeigen sich bei allen drei Qualifikationsgruppen im Zeitverlauf
stark veränderte Überlebensraten. Auffällig ist zunächst der enorme „Jahressprung“, der
sich bei allen drei Gruppen für die Eintrittskohorte 1980-83 zeigt.
Weitere von uns vorgenommene Analysen, die hier aus Platzgründen nicht im einzelnen
vorgestellte werden können, zeigen, dass bei der Berechnung von Überlebensraten in
Arbeitslosigkeit solche Jahressprünge prinzipiell zu einem gewissen Anteil durch Frau-
en verursacht werden. Dies ist durch leistungsrechtliche Gegebenheiten zu erklären. Ein
großer Anteil arbeitsloser Frauen fällt offenbar deshalb genau nach einem Jahr aus dem
in der IAB-Beschäftigtenstichprobe dokumentierten Leistungsbezug heraus, weil sie
zwar bis zu diesem Zeitpunkt Arbeitslosengeld als Versicherungsleistung beziehen, an-
schließend jedoch nicht in den Genuss der bedürftigkeitsabhängigen Arbeitslosenhilfe
kommen. Es ist zu vermuten, dass hier Unterhaltsverpflichtungen von beschäftigten
Ehemännern der Zahlung von Arbeitslosenhilfe (und damit der Erfassung in der IABS)
im Wege stehen.

                                                          
43 Wenn eine Arbeitslosigkeitsepisode länger als 12 Monate andauert, wird in der einschlägigen Literatur
von „Langzeitarbeitslosigkeit“ gesprochen. Karr (1997) weist darauf hin, dass ein fundamentaler Unter-
schied besteht, ob „Langzeitarbeitslosigkeit“ oder aber die „Zahl von langzeitarbeitslosen Personen“
ermittelt wird. Letzteres erfasst lediglich die Zahl von Personen, die zu einem festen Stichtag bereits
länger als 12 Monate arbeitslos sind, vernachlässigt jedoch die Arbeitslosen, die sich an diesem willkür-
lich festgelegten Stichtag „auf dem Weg“ in die Langzeitarbeitslosigkeit befinden.  Hier bieten gegenüber
solchen Stichtagsauszählungen Überlebensraten ein besseres Instrument, um das wahre Ausmaß von
Langzeit-Arbeitslosigkeitsepisoden zu ermitteln, da sie die abgeschlossenen Dauern von in einem be-
stimmten Zeitraum begonnenen Arbeitslosigkeitsepisoden erfasst; vgl. auch die methodische Diskussion
zur Messung von Beschäftigungsstabilität mit Hilfe des „Tenure-Konzeptes“ in Abschnitt 3.2.
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ohne Berufsausbildung,
jünger als 55 Jahre***/+++

ohne Berufsausbildung,
55 Jahre und älter***/+++

mit Berufsausbildung,
ünger als 55 Jahre***/+++

mit Berufsausbildung,
55 Jahre und älter***/+++

Akademiker,
jünger als 55 Jahre***/+

Akademiker,
55 Jahre und älter***/+++

Signifikanztests:
Log-Rank-Trend: *** p<=0,005; ** 0,005<p<=0,01: * 0,01<p<=0,05
Wilcoxon-Trend: +++ p<=0,005; ++ 0,005<p<=0,01: + 0,01<p<=0,05

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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Neben diesem in allen Eintrittskohorten und Altersgruppen auftretenden „Fraueneffekt“
sind die enormen Jahressprünge bei den älteren Arbeitnehmern der Eintrittskohorte
1980-83 aber vor allem auf eine veränderte „Vorruhestandspraxis“ zurückzuführen. Im
Zuge der Ausweitung der Arbeitslosengeldbezugsdauer bis maximal 32 Monate auf
Arbeitnehmer ab dem 55. Lebensjahr wurde „die Nutzung von Arbeitslosigkeit als Vor-
ruhestandspassage“ (Knuth 1999b: 108) in Deutschland zur gängigen Praxis.44 Das Ver-
schwinden der Jahressprünge in den Überlebensraten und die gleichzeitig zunehmende
Stabilisierung von Arbeitslosigkeitsepisoden ist folglich auf diesem Hintergrund und im
Zusammenhang mit der Verschärfung der Zugangsvoraussetzungen für Erwerbs- und
Berufsunfähigkeitsrenten im Jahr 1984 zu interpretieren.45

Abbildung 14 legt nahe, dass diese im Untersuchungszeitraum geänderte Vorruhe-
standspraxis kein Phänomen ist, dass allein für Geringqualifizierte zu beobachten ist. In
allen drei Qualifikationsgruppen ist ein enormer Anstieg der Überlebensraten für die
letzten beiden Eintrittskohorten zu beobachten: Dauerten bspw. lediglich 30 Prozent der
zwischen 1980 und 1983 begonnenen Arbeitslosigkeitsepisoden länger als 12 Monate,
so erhöhte sich dieser Anteil in den beiden folgenden Eintrittskohorten auf zirka 68
bzw. 78 Prozent.
Insofern sind die vorliegenden Befunde zur qualifikationsspezifischen Arbeitslosigkeit
differenziert zu interpretieren:

•  Erstens nimmt die Beständigkeit von Arbeitslosigkeit in der Gruppe der unter
55jährigen generell zu, jedoch ist das Verbleibsrisiko bei Geringqualifizierten am
höchsten.

•  Zweitens offenbaren die deskriptiven Ergebnisse keinen qualifikationsspezifischen
Unterschied bezüglich der Beständigkeit von Arbeitslosigkeit bei älteren Arbeit-
nehmern. Die seit Mitte der 80er Jahre geänderte Vorruhestandpraxis betrifft alle
Qualifikationsgruppen gleichermaßen.46

•  Drittens nimmt das Arbeitslosigkeitsrisiko mit zunehmender Qualifikation deutlich
ab, so dass Geringqualifizierte das höchste und insbesondere im Abschwung nach
1990 noch deutlich gestiegene Arbeitslosigkeitsrisiko aufweisen.

Somit kann Hypothese 11 mit Einschränkungen bestätigt werden. Tatsächlich wächst
zumindest für jüngere Geringqualifizierte das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit; dies
ist jedoch auch bei besser Qualifizierten zu beobachten. Die Brisanz der Entwicklung
liegt vor allem darin, dass Geringqualifizierte ein zunehmendes Risiko aufweisen, ar-
beitslos zu werden und gleichzeitig eine hohe und im Zeitverlauf steigende Wahr-
scheinlichkeit besitzen, dass ihre Arbeitslosigkeitsepisode über 12 Monate hinaus an-
dauert.

                                                          
44 Einen Überblick über die damit zusammenhängenden gesetzlichen Änderungen bietet Steffen (1996).
45 Bei einer differenzierten Analyse für die Gruppe der 55  bis 58jährigen sowie der 59jährigen und älte-
ren Arbeitnehmer wird dies besonders deutlich.
46 Knuth/Kalina (2001) zeigen allerdings im Rahmen einer multivariaten Analyse, dass der verstärkte
Übergang in Vorruhestandsarbeitslosigkeit ein statistisch signifikantes Phänomen der Geringqualifizier-
ten darstellt.
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Die Stabilität von neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen ist für Arbeitnehmer
mit unterschiedlichem Ausbildungsstatus fundamental verschieden. Je höher die Quali-
fikation, desto stabiler sind die Jobs. Weisen ungelernte Arbeitnehmer der Eintrittsko-
horte 1986-1990 eine mittlere Verweildauer von zirka 9 Monaten auf, so liegt dieser
Wert für Arbeitnehmer mit abgeschlossener Berufsausbildung bei deutlich über einem
Jahr und für Akademiker sogar bei über zwei Jahren (Abbildung 16).

ohne Berufsausbildung***/+++ mit Berufsausbildung***/+++

mit FH/Uni-Abschluss***/+++

Signifikanztests:
Log rank:   *** p<=0,005; ** 0,005<p<=0,01: * 0,01<p<=0,05
Wilcoxon: +++ p<=0,005; ++ 0,005<p<=0,01: + 0,01<p<=0,05

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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Für ungelernte Arbeitnehmer sowie für Arbeitnehmer mit Berufsausbildung zeigt ein
Vergleich der beiden Eintrittskohorten, dass deren Beschäftigungsstabilität nahezu kon-
stant bleibt. Besonders auffällig ist aber die Stabilisierung der Beschäftigungsverhält-
nisse von Akademikern. Erreicht die Eintrittskohorte 1976-1980 eine Überlebenswahr-
scheinlichkeit von 30 Prozent deutlich unter vier Jahren, so erreicht die Eintrittskohorte
1986-1990 diesen Wert rund acht Monate später.
Grundsätzliche qualifikationsspezifische Stabilitätsunterschiede werden noch deutlicher,
wenn man für jedes einzelne Eintrittsjahr die Zeitpunkte vergleicht, an denen neu be-
gonnene Beschäftigungsverhältnisse eine 50prozentige Überlebenswahrscheinlichkeit
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(Median) erreichen (Abbildung 17; zusätzlich werden die genauen Medianwerte bzw.
der Zeitpunkt, an dem das 75 Prozent-Quartil erreicht wird in Tabelle 2 dokumentiert).
Es zeigt sich, dass (1) die Stabilität der Jobs von Ungelernten zyklusübergreifend –
wenn auch eher leicht – abnimmt, jedoch ist dies lediglich beim Medianwert und nicht
für das 75-Prozent-Quartil festzustellen (Tabelle 2). Darüber hinaus entwickelt sich (2)
die Stabilität der Jobs von Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung deutlich
prozyklisch, wenngleich jedoch hier gleichzeitig zyklusübergreifend eine leicht zuneh-
mende Tendenz auszumachen ist. (3) Die Stabilität der Jobs von Akademikern verhält
sich bezüglich der allgemeinen Beschäftigungsentwicklung tendenziell eher antizyk-
lisch und nimmt dabei gleichzeitig zyklusübergreifend deutlich zu; eine gewisse Aus-
nahme ist hierbei jedoch die Entwicklung im Beschäftigungsabschwung zwischen 1991
und 1993.
Bemerkenswert ist an diesen Ergebnissen zum einen, dass sich Beschäftigungszuwachs
auf der einen und abnehmende Fluktuation und zunehmende Beschäftigungsstabilität
auf der anderen Seite nicht ausschließen. Die Ergebnisse für den akademischen Teilar-
beitsmarkt belegen dies eindrucksvoll und widerlegen die Annahmen aus Hypothese 9.47
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Noch überraschender ist jedoch die im Zeitverlauf nahezu gleichbleibende Beständig-
keit neu begonnener Jobs von Geringqualifizierten. Obwohl sich die Beschäftigungs-
chancen dramatisch verschlechtern und das Arbeitslosigkeitsrisiko gerade für diese

                                                          
47 Ähnliche Ergebnisse einer zunehmenden Beschäftigtenzahl bei gleichzeitigem Fluktuationsrückgang
und Stabilisierung der Beschäftigungsverhältnisse finden sich bei einer betriebsgrößenspezifischen Unter-
suchung (vgl. Abschnitt 4.3) sowie in Analysen für den Bereich der haushaltsbezogenen und auch der
unternehmensnahen Dienstleistungen (Knuth/Schräpler/Schumann 2001).

150

200

250

300

350

400

450

500

550

600

650

700

750

800

850

900

950

1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993

2.
 Q

u
ar

ti
l (

M
ed

ia
n

) 
er

re
ic

h
t 

n
ac

h
 ..

. T
ag

en

Akademiker

mit Ausbildung

ohne Ausbildung

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)



����������	
�����
�A����	����
��94

Gruppe zunimmt sind die ermittelten Überlebensraten der beiden Eintrittskohorten na-
hezu deckungsgleich. Für Geringqualifizierte wird es zunehmend schwierig, wieder in
Beschäftigung zu wechseln, wenn sie einmal arbeitslos geworden sind. Gelingt es je-
doch einen Arbeitsplatz zu finden, ist dieses Beschäftigungsverhältnis am Ende des
Untersuchungszeitraums in etwa genauso beständig wie am Ende der 70er Jahre.

ohne
Berufsausbildung

mit
Berufsausbildung

Akademiker

75 %
(1. Quartil)

erreicht
nach ...
Tagen

50 %
(2. Quartil)

erreicht
nach ...
Tagen

75 %
(1. Quartil)

erreicht
nach ...
Tagen

50 %
(2. Quartil)

erreicht
nach ...
Tagen

75 %
(1. Quartil)

erreicht
nach ...
Tagen

50 %
(2. Quartil)

erreicht
nach ...
Tagen

Eintrittsjahr
1976 74 246 143 413 200 631
1977 70 244 151 427 244 639
1978 69 239 152 436 243 640
1979 68 235 152 444 213 582
1980 65 225 153 439 246 685
1981 69 229 152 427 215 701
1982 78 244 152 396 228 731
1983 81 246 152 392 223 732
1984 79 244 149 389 245 733
1985 76 241 151 388 247 731
1986 75 234 153 409 304 796
1987 67 231 153 403 275 732
1988 69 222 154 455 304 731
1989 63 222 154 487 305 762
1990 62 216 154 490 335 883
1991 66 215 155 490 306 793
1992 66 209 152 486 304 792
1993 73 216 152 458 275 731

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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Damit muss nicht nur Hypothese 12 zurückgewiesen werden, sondern diese Ergebnisse
werfen umgekehrt auch ein neues Licht auf die insbesondere im Hinblick auf Gering-
qualifizierte geführte Insider/Outsider-Debatte. Dass es im Segment der Geringqualifi-
zierten für Outsider prinzipiell schwieriger geworden wäre mit Insidern zu konkurrie-
ren, ist aus den vorliegenden Ergebnissen nicht ohne weiteres abzulesen: Nicht nur die
relativ hohen Eintrittsraten in diesem Beschäftigungssegment sondern auch das Aus-
bleiben einer zunehmenden Stabilisierung der weniger werdenden Beschäftigungsver-
hältnisse widersprechen der Annahme einer prinzipiell zu immobilen Beschäftigten-
gruppe; unter der Annahme einer wachsenden Diskriminierung Geringqualifizierter
Outsider wäre auf der einen Seite mit stark schrumpfenden Eintrittsraten und auf der
anderen Seite mit einer wachsenden Stabilisierung von bestehenden Beschäftigungsver-
hältnissen zu rechnen gewesen.
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In internationaler Perspektive zeichnet sich seit den 80er Jahren mehr und mehr ein
Trend zu kleineren Betrieben ab (OECD 1985; Sengenberger/Loveman/Piore 1990). Für
einen Trend zu kleineren Betriebsgrößen wird eine Reihe von Gründen angenommen, so
z. B. die Etablierung neuer Unternehmensstrategien und Produktionstechnologien
(Stichwort: „Outsourcing“ oder „Lean Production“) (vgl. Cramer 1990: 26;
Acs/Audretsch 1990: 4f), Flexibilitätsvorteile sowie Vorteile bei der Anwendung mo-
derner Technologien gegenüber Großbetrieben (vgl. Leicht/Stockmann 1993: 246f) oder
aber die besondere Bedeutung kleiner Firmen in den neuen Wachstumsbranchen des
Dienstleistungssektors (Cramer 1987; Leicht/Stockmann 1993); vgl. dazu auch Ab-
schnitt 1.2.
Die mutmaßlich wachsende Bedeutung kleinerer Betriebe wirkt insofern auf den Ar-
beitsmarkt zurück, da für solche Betriebe von einer generell höheren Beschäftigten-
fluktuation und damit zusammenhängend von einer geringeren Beschäftigungsstabilität
ausgegangen wird (Schmidt  1995: 181ff; Neubäumer 1995). Im Zusammenhang mit
diesem Befunden steht die Annahme, dass zum einen Arbeitnehmer in kleineren Betrie-
ben prinzipiell weniger verdienen als in Großbetrieben (Gerlach/Hübler 1995; Ger-
lach/Schmidt 1989) und zum anderen Kleinbetriebe weniger in die Qualifikation ihrer
Mitarbeiter investieren als Großbetriebe (Oi/Idson  1999: 2204f).
Aufgrund der Befunde in der Literatur sowie den bereits ermittelten Ergebnissen ist von
folgenden Hypothesen bezüglich der betriebsgrößenspezifischen Arbeitsmarktentwick-
lung auszugehen:

Hypothese 13: Seit den 70er Jahren gewinnt die Beschäftigung in kleineren Betrieben
an Bedeutung.

Hypothese 14: Die betriebsgrößenspezifischen Fluktuationsunterschiede vergrößern
sich im Zeitverlauf.

Hypothese 15: Die betriebsgrößenspezifischen Stabilitätsunterschiede von Beschäfti-
gungsverhältnissen haben sich seit den 70er Jahren ebenfalls vergrößert.

*0!0� )���������AD������)��	
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Bei der betriebsgrößenspezifischen Arbeitsmarktanalyse orientieren wir uns im Folgen-
den an der Betriebsgrößenklassendefinition48 der OECD (1985: 64): Bei weniger als 100
Beschäftigten ist von Klein- und bei weniger als 20 Beschäftigten von Kleinstbetrieben
zu sprechen; dem stehen mittlere Betriebe mit bis zu 500 und Großbetriebe mit über 500

                                                          
48 Zunächst ist zu Beginn der „Betrieb“ als technische determinierte und in einem räumlichen Zusam-
menhang stehende Produktionseinheit vom Begriff des „Unternehmens“ als wirtschaftlich bestimmte
Produktionseinheit klar abzugrenzen (vgl. zum Betriebsbegriff Lankenau 1992b; Dütz 1999: 25).
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Beschäftigten gegenüber. Diese Vorgehensweise hat zum einen den Vorteil, dass damit
eine international vergleichbare Größenklasseneinteilung gewählt wird; zum anderen
lassen sich diese Grenzen mit Hilfe der dieser Analyse zu Grunde liegenden Daten der
IAB-Beschäftigtenstichprobe exakt nachbilden. Es gilt folgende Begriffsdefinition:

1-19 Beschäftigte => „Kleinstbetrieb“
20-99 Beschäftigte => „Kleinbetrieb“
100-499 Beschäftigte => „Mittelbetrieb“
500 Beschäftigte und mehr => „Großbetrieb“

Darüber hinaus scheint diese Abgrenzung auch der rechtlichen Vielfalt zur Betriebsgrö-
ßenfrage in Deutschland am besten gerecht zu werden. Zwar existieren in Abhängigkeit
zur Betriebsgröße unterschiedliche gesetzliche Bestimmungen bspw. für den Kündi-
gungsschutz oder aber die Mitbestimmung (Ramm 1991a, 1991b; Wahsner 2000); so
gelten abweichende Grenzen, ab welcher Beschäftigtenzahl Vorschriften wirksam wer-
den, je nachdem, welches Recht im jeweiligen Einzelfall zur Anwendung kommt. Je-
doch sind im Gegensatz zu kleineren Betrieben die rechtlichen Vorgaben für Betriebe
mit mehr als 20 Beschäftigten49 relativ einheitlich, so dass vereinfachend davon ausge-
gangen werden kann, dass für solche Betriebe generell andere gesetzliche Vorgaben
gelten – insbesondere in Punkto der Arbeitnehmermitbestimmung – als dies in größeren
Betrieben der Fall ist.50

5-20
Beschäftigte

21-100 Be-
schäftigte

101-299
Beschäftigte

300-1000
Beschäftigte

1000 u. m.
Beschäftigte

Privatwirtschaft insg. 5 35 78 91 97

darunter:

Produzierendes Gewerbe
(inkl. Baugewerbe)

5 39 85 97 99

Dienstleistungen 5 33 72 83 94

Quelle: Düll/Ellguth (1999: 169)
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49 Hier ist auf eine Abweichung zwischen juristischer Realität in Deutschland einerseits und der OECD-
Einteilung bzw. dem zur Verfügung stehenden Datenmaterial andererseits der Vollständigkeit halber
aufmerksam zu machen: Um die juristischen Unterschiede auch empirisch genau zu erfassen, hätten Be-
triebe mit 20 Beschäftigten eigentlich noch zur Kategorie „Kleinstbetriebe“ zählen müssen. Leider lässt
das ausgewertete Datenmaterial der IAB-Beschäftigtenstichprobe eine solche Unterscheidung nicht zu;
die Betriebsgrößeninformationen liegen lediglich als klassierte Daten vor, wobei eine Klassengrenze bei
19 Beschäftigten verläuft.
50 So gelten die Regelungen des Kündigungsschutzgesetzes bspw. nur für Beschäftigte in Betrieben mit
mindestens fünf Arbeitnehmern; ab einer Größe von 20 Arbeitnehmern hat der Betriebsrat nach dem
Betriebsverfassungsgesetz Mitspracherechte bei Personalentscheidungen wie Umgruppierung oder aber
Einstellungen.
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Zusätzlich ist die Betriebsgröße in der vorliegenden Klassierung eine gute Proxy-
Variable für die Existenz von Betriebsräten. Zwar ist bereits ab einer Betriebsgröße von
fünf Beschäftigten die Wahl eines Betriebsrates rechtlich zulässig, jedoch variiert die
Existenz von betrieblichen Interessenvertretungen de facto deutlich mit der Betriebs-
größe (Tabelle 3) (Düll/Ellguth 1999; vgl. auch Bender/Konietzka/Sopp 2000: 479).

Bei einer Analyse der IABS-Daten kann für Deutschland im Untersuchungszeitraum ein
genereller Bedeutungszuwachs kleinst- und kleinbetrieblicher Beschäftigung nachge-
wiesen werden: Waren 197751 rund 44 Prozent aller sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitnehmer in Betrieben mit weniger als 100 Mitarbeitern beschäftigt, so vergrößerte
sich dieser Anteil bis 1995 stetig auf 50 Prozent; am Ende des Untersuchungszeitraums
arbeiten in Westdeutschland mehr Menschen in Kleinst- als in Großbetrieben
(Abbildung 18); folglich kann Hypothese 13 bestätigt werden.
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51 Abweichend von den vorausgegangenen Analysen zur Arbeitsmarktentwicklung und Branchenzugehö-
rigkeit beginnt der Untersuchungszeitraum hier 1977, da erst ab diesem Zeitpunkt Betriebsgrößeninfor-
mationen in der IAB-Beschäftigtenstichprobe zur Verfügung stehen.
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Abbildung 19 und Abbildung 20 dokumentieren u.a. die indexierte Beschäftigtenent-
wicklung in den vier unterschiedlichen Betriebsgrößenklassen zwischen 1977 und 1995.
So zeigt sich etwa, dass 1995 in Kleinstbetrieben knapp 30 Prozent und in Kleinbetrie-
ben knapp 20 Prozent mehr Beschäftigte arbeiten als 1977. Auch die Zahl der in Mittel-
betrieben Beschäftigten hat sich – wenn auch lediglich um 10 Prozent – erhöht, wäh-
rend sich im Gegensatz dazu die Zahl von Arbeitnehmern in Großbetrieben zwischen
1977 und 1995 um knapp 10 Prozent reduzierte.
Die Zahl der Arbeitnehmer in Kleinstbetrieben wächst nahezu während des gesamten
Untersuchungszeitraums. Hingegen zeigt die Beschäftigtenentwicklung in Betrieben mit
mehr als 19 Beschäftigten einen moderaten prozyklischen Verlauf.
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Abbildung 20 macht den starken Beschäftigungsabbau in Großbetrieben in der ersten
Hälfte der 90er Jahre deutlich: Während die Zahl der Personen stagniert, die in Betrie-
ben mit weniger als 500 Beschäftigten arbeiten, nimmt die Zahl der in Großbetrieben
Beschäftigten zwischen 1991 und 1995 um 18 Prozent ab. Folglich kann der in anderen
industrialisierten Ländern analysierte Bedeutungszuwachs kleinbetrieblicher Beschäfti-
gung auch für Deutschland nachgewiesen werden. Dieser Bedeutungszuwachs speist
sich sowohl aus der Zunahme der Beschäftigtenzahlen in Kleinbetrieben selbst als auch
aus den Beschäftigungsverlusten in Großbetrieben.
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Ein vergleichender Blick auf die Labour-Turnover-Raten in Abbildung 19 und
Abbildung 20 bestätigt zunächst auch für Deutschland die These von einer generell mit
steigender Betriebsgröße abnehmenden Beschäftigungsfluktuation.
Auffälligste Entwicklung ist, dass die Fluktuation in Kleinstbetrieben zyklusübergrei-
fend deutlich abnimmt. Der LTR-Wert in 1995 von rund 35 Prozent liegt zwar immer
noch über den entsprechenden Werten der größeren Betriebe, hat sich aber im Vergleich
zu 1977 um 12 Prozentpunkte verringert. Vergleicht man bspw. den Beschäftigungs-
boom Ende der 70er Jahre mit dem bedeutend stärkeren Aufschwung Ende der 80er
Jahre, so zeigt sich für die Beschäftigten in Kleinstbetrieben, dass zum späteren Zeit-
punkt nicht die hohen Fluktuationsraten erreicht werden, wie Ende der 70er Jahre. Ähn-
liches ist auch für die Abschwünge in der ersten Hälfte der 80er und 90er Jahre festzu-
stellen: Die Labour-Turnoverrate liegt für kleinstbetriebliche Beschäftigung 1982 bei 41
und 1995 bei 35 Prozent.
Abgesehen von konjunkturellen Schwankungen sind bei den Fluktuationsraten sowohl
der Klein- und Mittel- als auch der Großbetriebe im Zeitverlauf solche starken Verände-
rungen nicht festzustellen. Allerdings verringern sich – entgegen der Hypothese 14 – im
Untersuchungszeitraum tendenziell die Unterschiede der Fluktuationsraten der Betriebe
mit weniger als 500 Beschäftigten einerseits und der Großbetriebe andererseits.

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

19
77

19
79

19
81

19
83

19
85

19
87

19
89

19
91

19
93

19
95

M
o

b
ili

tä
ts

ra
te

n
 (

in
 %

)

Beschäftigungsentwicklung Eintrittsrate Austrittsrate LTR

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)

19
77

19
79

19
81

19
83

19
85

19
87

19
89

19
91

19
93

19
95

90

95

100

105

110

115

120

125

130

135

140

145

150

155

160

B
es

ch
äf

ti
g

u
n

g
se

n
tw

ic
kl

u
n

g
 (

In
d

ex
: 

19
76

=1
00

)500 und mehr Beschäftigte100-499 Beschäftigte



����������	
�����
�A����	����
��;/

4%0%0%. *��'
�	�!�	�C�
�*����'�	��
���
��*��	�����I7�
Insbesondere bei der Analyse betriebsgrößenspezifischer Beschäftigungsstabilität muss
beachtet werden, dass sich das erklärende Merkmal „Betriebsgröße“ nach dem Zeit-
punkt der Einstellung im Zeitverlauf ändern kann. Bei der hier vorgenommenen Analy-
se werden Wachstums- und Schrumpfungsprozesse nicht mit einbezogen und die Be-
schäftigungsverhältnisse bezüglich der Ausgangssituation analysiert. Das bedeutet, dass
bspw. ein in einem Kleinstbetrieb begonnenes Beschäftigungsverhältnis – solange es
fortbesteht – weiter der Kategorie „Kleinstbetrieb“ zugeordnet wird, auch wenn der Be-
trieb im Laufe der Zeit gewachsen ist und dann eigentlich zur Gruppe der Klein- oder
vielleicht sogar der Mittelbetriebe zu zählen wäre; Gleiches gilt für Schrumpfungspro-
zesse.

1-19 Beschäftigte***/+++ 20-99 Beschäftigte***/+++

100-499 Beschäftigte***/+++ 500 Beschäftigte und mehr***/+++

Signifikanztests:
Log rank:   *** p<=0,005; ** 0,005<p<=0,01: * 0,01<p<=0,05
Wilcoxon: +++ p<=0,005; ++ 0,005<p<=0,01: + 0,01<p<=0,05

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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Abbildung 21 zeigt die Überlebensrate neu begonnener Beschäftigungsverhältnisse der
Eintrittskohorten 1976-1980 und 1986-1990 jeweils für die vier unterschiedlichen Be-
triebsgrößenklassen. Demnach wächst – wie erwartet – die Beständigkeit von Beschäf-
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tigungsverhältnissen prinzipiell mit der Betriebsgröße an. Darüber hinaus zeigt sich bei
dieser Darstellung, dass im Zeitverlauf neu begonnene Beschäftigungsverhältnisse in
allen vier Betriebsgrößenklassen stabiler werden; dies gilt insbesondere für die Jobs in
Kleinbetrieben (20-99 Beschäftigte).

1-19
Beschäftigte

20-99
Beschäftigte

100-499
Beschäftigte

500 und mehr
Beschäftigte
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75 %
1.

Quartil
erreicht
nach ...
Tagen

50 %
2.

Quartil
erreicht
nach ...
Tagen

Eintritts-
jahr

1977 93 288 88 286 92 363 152 621
1978 96 290 89 289 92 358 153 641
1979 95 293 86 288 90 349 139 577
1980 93 291 87 285 93 366 140 598
1981 101 289 91 285 92 366 146 686
1982 107 289 97 296 101 366 165 731
1983 110 290 103 300 94 367 152 679
1984 105 277 103 299 98 367 166 732
1985 109 281 98 297 97 366 165 731
1986 108 283 103 305 100 366 154 731
1987 117 296 100 311 93 366 148 700
1988 116 305 97 331 93 367 153 666
1989 118 318 93 336 93 366 154 731
1990 108 320 91 322 93 382 152 709
1991 111 321 93 342 93 367 154 642
1992 102 307 93 336 97 382 131 550
1993 107 307 94 335 97 382 138 536

Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe (eigene Berechnungen)
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Ein differenzierteres Bild ergibt sich, wenn man die Überlebensrate neu begonnener
Beschäftigungsverhältnisse für jedes einzelne Eintrittsjahr zwischen 1977 und 1993
ermittelt. Tabelle 4 dokumentiert die Ergebnisse der entsprechenden Berechnungen in
Form des ersten und zweiten Quartilswertes. Das 1. Quartil ist an dem Tag erreicht, bis
zu dem 25 Prozent der im entsprechenden Jahr neu begonnenen Jobs bereits wieder be-
endet worden sind (und entsprechend noch 75 Prozent fortbestehen); das 2. Quartil
(Median) ist folglich an dem Tag erreicht, wenn sowohl 50 Prozent der neu begonnenen
Jobs beendet worden sind als auch die andere Hälfte zu diesem Tag (noch) weiter fort-
besteht.
Dabei zeigt sich, dass die Beständigkeit von in Großbetrieben neu begonnenen Be-
schäftigungsverhältnissen wesentlich stärkeren konjunkturellen Schwankungen unter-
worfen ist als die Beständigkeit von Jobs in Betrieben anderer Größenklassen. Dies wird
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auch durch Abbildung 22 dokumentiert: Der Medianwert der Überlebensrate für groß-
betriebliche Beschäftigungsverhältnisse pendelt in Bezug zum Ausgangswert von 1977
um bis zu 18 Prozent nach oben und bis zu 14 Prozent nach unten; solche Veränderun-
gen sind in den anderen Betriebsgrößengruppen wesentlich moderater. Ausnahme ist
allerdings der Medianwert für Beschäftigungsverhältnisse in Kleinbetrieben, der 1989
eine Zunahme von beinahe 18 Prozent gegenüber 1977 aufweist.
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Es zeigt sich des Weiteren, dass kein eindeutiger Zusammenhang zwischen Beschäfti-
gungsentwicklung und Arbeitsmarktdynamik einerseits und Beständigkeit von Beschäf-
tigungsverhältnissen andererseits nachweisbar ist. So nimmt etwa die Beständigkeit von
neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen in Großbetrieben während des Beschäfti-
gungsrückgangs in der ersten Hälfte der 80er Jahre zu bzw. verbleibt sogar bis 1989/90
– abgesehen von zwei kleineren Einbrüchen – auf recht hohem Niveau. Erst kurz vor
Ende des Beschäftigungsaufschwungs nimmt die Beständigkeit großbetrieblicher Be-
schäftigung rasant ab und erreicht am Ende des Untersuchungszeitraums für 1993 be-
gonnne Jobs die niedrigsten Werte.
Dem gegenüber verändert sich die Stabilität von Beschäftigungsverhältnissen in Betrie-
ben mit weniger als 500 Beschäftigten bis in die erste Hälfte der 80er Jahre hinein
kaum. Während dann bis Ende der 80er Jahre die Medianwerte für Mittelbetriebe weiter
stagnieren, zeigen die Jobs in Klein- und Kleinstbetrieben eine zunehmende Stabilisie-
rungstendenz. Zwar scheint sich im Zuge der allgemein schlechten Beschäftigungslage
in der ersten Hälfte der 80er Jahre dieser Stabilisierungstrend nicht weiter fortzusetzen,
jedoch sind die 1993 neu begonnenen Beschäftigungsverhältnisse in Betrieben mit bis
zu 500 Beschäftigten so stabil wie zu keinem Zeitpunkt seit 1977 zuvor; dem gegenüber
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waren im selben Jahr die neu begonnenen Jobs in Großbetrieben so unbeständig wie in
keinem vorherigen Eintrittsjahr seit 1977.
Insgesamt sind Beschäftigungsverhältnisse in größeren Betrieben im gesamten Untersu-
chungszeitraum stabiler als in kleineren Betrieben. Jedoch nimmt die Beständigkeit von
Beschäftigungsverhältnissen im Untersuchungszeitraum lediglich in Betrieben mit we-
niger als 500 Beschäftigten zu, so dass auch hier – entgegen der Annahme in Hypothese
15 – eine Abschwächung der betriebsgrößenspezifischen Unterschiede im Zeitverlauf
festzustellen ist.

' �	
���������������

Durch seine normative Orientierung vermischt der zu Beginn nachgezeichnete  „Preka-
risierungsdiskurs“ Normabweichungen und Benachteiligungen ganz unterschiedlicher
und einander überschneidender Dimensionen, überschätzt dadurch das Ausmaß von
Erwerbsformen minderen Rechts und unterscheidet schließlich nicht zwischen rechtli-
cher Unsicherheit und faktischer Unbeständigkeit von Beschäftigungsverhältnissen.
Die bislang vorliegenden deskriptiven Ergebnisse zeigen dem gegenüber, dass der Ü-
bergang von der nationalwirtschaftlichen Industrie- zur globalisierten Dienstleistungs-
gesellschaft in Westdeutschland tatsächlich ohne Zunahme der Anpassungen über den
externen Arbeitsmarkt bewältigt wurde. Eine grundlegende Veränderung der Beschäfti-
gungsdynamik ist für den untersuchten Zeitraum nicht festzustellen; die Beschäfti-
gungsverhältnisse sind eher dauerhafter geworden. Insbesondere die Zunahme von
Frauenbeschäftigung und Teilzeitarbeit hat nicht den allgemein behaupteten Effekt einer
Destabilisierung.52 Darüber hinaus sind auch Tätigkeitswechsel entgegen der „Entbe-
ruflichungs-These“ im Zeitverlauf nicht häufiger geworden.

Wenn es dennoch zutrifft, dass die Flexibilitätsanforderungen an die Betriebe zuge-
nommen haben – was wir mit unseren Daten nicht überprüfen können – dann ist jeden-
falls festzustellen, dass die Betriebe insgesamt nicht vermehrt zur extern-numerischen
Flexibilität Zuflucht nehmen. Sie setzen im Gegenteil offensichtlich stärker auf die
Ausweitung der internen Flexibilität, die sowohl eine numerische Dimension (variable
Arbeitsvolumen durch Zeitkonten) als auch eine qualitative (Einsatzflexibilität) hat.
Beide Flexibilitätsformen stehen in einem Spannungsverhältnis: Die Betriebe müssen
vermutlich immer von neuem austarieren, wie viel Bedrohung mit Arbeitsplatzunsi-
cherheit die Flexibilitätsbereitschaft der Belegschaften und ihrer Vertreter steigert – und
ab welchem Ausmaß tatsächlicher Verunsicherung Loyalität, Verantwortungsbereit-
schaft und Kreativität leiden.

Darüber hinaus ist die Bewegung auf dem Arbeitsmarkt eine Funktion der Nachfrage;
sie beschleunigt sich im Aufschwung durch vermehrte Einstellungen und Verlängerung

                                                          
52 Mit anderen Daten und Methoden zu tendenziell sehr ähnlichen Ergebnissen kommen Winkel-
mann/Zimmermann (1998).
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der Wiederbesetzungsketten, nicht im Abschwung durch Entlassungen. Natürlich steigt
im Abschwung bei insgesamt abnehmender Zahl der Austritte aus Beschäftigungsver-
hältnissen der Anteil der unfreiwilligen Beendigungen. Offen, da mit dem Datensatz
nicht direkt zu prüfen, bleibt die Frage, ob der Anteil unfreiwilliger Austritte von Ab-
schwung zu Abschwung zugenommen hat. Wenn es so wäre, könnte das verbreitete
Gefühl der Verunsicherung dadurch teilweise erklärt werden. Der bisherige Diskurs
über „Prekarisierung“ wäre abzulösen durch einen neuen Diskurs über die Optionen und
Chancen von Beschäftigten am Arbeitsmarkt und über Anreize zum Wandel und Wech-
sel.
Nicht der Turbo-Arbeitsmarkt ist das Problem; wenn es überhaupt ein Problem in Be-
zug auf die Arbeitsmarktdynamik gibt, dann ist es eine Tendenz zur Verlangsamung des
Arbeitsmarktgeschehens. Die Zunahme der Dauerhaftigkeit von Beschäftigungsverhält-
nissen ist jedoch relativ gering; unverändert endet ein großer Teil neu begonnener Be-
schäftigungsverhältnisse nach sehr kurzer Zeit.
Im europäischen Vergleich der Arbeitsmarktdynamik liegt Deutschland eher im Mittel-
feld, und auch für die USA scheint der Trend zum Turbo-Arbeitsmarkt eher ein Mythos
zu sein (vgl. Farber 1995; Allen et al. 1999). Vor dem Hintergrund verstärkter Deregu-
lierungsbemühungen seit Mitte der 80er Jahre (bspw. durch die Erleichterung des Ab-
schlusses von befristeten Arbeitsverträgen durch das Beschäftigungsförderungsgesetzes
1985) und der sich in den darauf folgenden Jahren zeigenden stagnierenden Fluktuation
bzw. Stabilisierung von neu begonnenen Beschäftigungsverhältnissen kommen Befür-
worter einer allgemeinen Deregulierung im Sinne des Abbaus von Kündigungsschutz in
Zugzwang. Denn sie müssten erklären, wieso eine Erleichterung von Entlassungen die
Einstellungen – die den Motor der Arbeitsmarktdynamik bilden – in Zukunft fördern
solle, obwohl die Deregulierungsbemühungen der Vergangenheit die Arbeitsmarktdy-
namik nicht erhöht haben.

Kernproblem des deutschen Arbeitsmarktes ist die zunehmende Verfestigung der Ar-
beitslosigkeit, d.h. die zunehmende Dauer von Arbeitslosigkeitsphasen, der abnehmen-
de Anteil von Austritten aus Arbeitslosigkeit, die in Arbeit erfolgen, sowie der abneh-
mende Anteil von Arbeitslosen bei Einstellungen. Dieses Problem ist sowohl direkt als
auch indirekt mit der deutschen Praxis des sogenannten „Vorruhestandes“ verknüpft.
Insbesondere die industriellen Großbetriebe haben den Personalabbau, mit dem sie ihre
„Verschlankung“ bewerkstelligt haben, auf Ältere konzentriert. Diese gingen zunächst
in Arbeitslosigkeit, weil das die Voraussetzung für eine vorzeitige Rente ist und weil –
vor der Einführung der Altersteilzeit – ein anderer Status für sie nicht verfügbar war.53

Die Arbeitslosigkeit von Personen, die mit dem Ziel des Übergangs in Rente einver-
nehmlich herbeigeführt wird, dauert naturgemäß lange und wird nicht zu Gunsten von
Beschäftigung beendet. Vorruhestandsförmige Altersübergänge machten 1993 etwa 10
Prozent des Gesamtvolumens der Arbeitslosigkeit aus (Knuth/Kalina 2001). Indirekt
wirkt diese Praxis der Inaktivierung und der Legitimierung des Verharrens in Arbeitslo-

                                                          
53 Eine Trendwende ist trotz der veränderten rentenrechtlichen Rahmenbedingungen derzeit nicht eindeu-
tig feststellbar; vgl. Koller (2001).
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sigkeit als „schlechtes Vorbild“ für Jüngere (Schweer 2000: 188) und steht daher der
Umsteuerung der Arbeitsmarktpolitik in Richtung Aktivierung im Wege.
Unter der Annahme, dass der Beschäftigungsabbau der Großunternehmen – nicht mehr
nur der Industrie – im nächsten, sich möglicherweise derzeit bereits ankündigenden Ab-
schwung weiter geht, macht es Sinn, nach alternativen Szenarien zu fragen. Die fakti-
sche Verlängerung der Erwerbsarbeitszeit (und nicht nur die Erhöhung der Altersgren-
zen für Renteneintritte) erfordert die Erhaltung und Förderung der Beschäftigungsfähig-
keit während des ganzen Arbeitslebens und die Förderung beruflicher Übergänge im
Falle von Personalabbau. Altersproportionaler statt altersselektiver Personalabbau, ge-
koppelt mit dem Verbot der personalpolitischen Altersdiskriminierung, würde die
Chancen des Beschäftigungstransfers bei Personalabbau erhöhen und die Gefahr des
„Hängenbleibens“ in Arbeitslosigkeit verringern. Beschäftigtentransfer bei Personalab-
bau (vgl. Kirsch et al. 2001; Knuth 2001) und die Milderung der Risiken beruflicher
Übergänge allgemein wären Teil einer Aktivierungsstrategie, die auf eine ausgewogene
und wirksame Mischung von „Fördern und Fordern“ statt auf Deregulierung setzt. Die-
se Strategie könnte dazu beitragen, den verfestigten Kern der Arbeitslosigkeit abzu-
schmelzen und insgesamt etwas mehr Bewegung am Arbeitsmarkt zu erzeugen.

Der vorliegende Zwischenbericht bilanziert die Ergebnisse, die in der ersten Hälfte der
Laufzeit des durch die DFG geförderten Projektes „Restrukturierung des Arbeitsmark-
tes“ erzielt werden konnten. In zweijähriger Arbeit konnte so gezeigt werden, dass eine
Vielzahl von Annahmen über die Entwicklung und den Zustand des deutschen Arbeits-
marktes empirisch nicht bestätigt werden können. Die Analysen auf Basis der IAB-
Beschäftigtenstichprobe verbessern somit das Verständnis, wie sich das Arbeitsmarkt-
geschehen generell bzw. auf einzelnen Teilarbeitsmärkten im Zeitverlauf verändert hat.
Für die verbleibenden zwei Jahre steht nun folgende Frage im Mittelpunkt des Interes-
ses: Wie haben sich die Determinanten verändert, die die Dauer von Betriebsbindungen
bestimmen bzw. die dafür verantwortlich sind, dass nach der Beendigung von Beschäf-
tigungsverhältnissen ein Übergang in ein neues Arbeitsverhältnis möglichst „rei-
bungslos“ gelingt? Zwar liegen in der Literatur bereits erste Ergebnisse auch auf Basis
der IAB-Beschäftigtenstichprobe vor, die die Determinanten gelungener bzw. misslun-
gener Übergänge von Beschäftigung in Beschäftigung in der ersten Hälfte der 90er Jah-
re bestimmen (vgl. Bender/Konietzka/Sopp 2000). Jedoch fehlt bislang eine Untersu-
chung der Veränderung solcher Einflussfaktoren im Zeitverlauf. Dies soll bis zum Ende
des Projektes im Herbst 2003 mit Hilfe multivariater Methoden geleistet werden.
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